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REPUBLIK ÖSTERREICH 
i1UNDESMINISTERIUM 1011 Wien, Stubenring 1 

FÜ~UTEN UND TECHNIK Telefon 0222/7500 
Name des Sachbearbeiters: 

IGeschäftszahl AV 54.431/2-V/4/85 
An den 

Dr. Sommer 
Klappe 5469 Durchwahl 

Fernschreib-Nr. 1 11145, 1 11780 

L 

Präsidenten des Nationalrates 

Parlament 
1010 Wien 

Bitte in der Antwort die 

Ge s 

Sc r6en~ha"t Z e t f Y. n wur 
ZL.", .. ",,?,. -GE/19.f~, 
Datum,df.( J-O ~ .1'/ ........................................ 

Verteift.?t .... J..y.nLt:35...~=--
Das Bundesministerium für Bauten und Technik beehrt sich, 
in der Anlage den Entwurf einer Novelle zum Wasserbauten­
förderungsgesetz 1985 samt Erläuterungen in 25-facher 
Ausfertigung zu übermitteln. 

Der Gesetzentwurf wird an alle Bundesministerien, die 
Ämter der Landesregierungen und Interessenvertretungen 
versendet, welche ersucht werden, ihre Stellungnahmen 
gleichzeitig mit der Übermittlung an das Bundesministerium 
für Bauten und Technik dem Präsidium des Nationalrates 
in 25-facher Ausfertigung zuzustellen. 

Das Ende der Begutachtungsfrist wurde mit 
bestimmt. 

16. AUg1.J.st 1985 
-t=~.~;. 

Beilagen Vfien, am 13. Jun1 1985 

Für den Bundesminister: 
Dipl. Ing. Lebeda 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
Bundesministerium 
für Bauten und Technik 
Zl. 54.431/2-V/4/85 

Bundesgesetz vorn ..•. , .•.•••••••• , 

mit dem das Wasserbautenförderllngsgesetz 1985 geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Wasserbautenförderungsgesetz 1985, BGBI.Nr. 148, 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr •••• /1985 

wird geändert wie folgt: 

1. Im § 1 Abs. 1 erster Satz treten an die Stelle der Worte 

"und geordneten Abwasserbeseitigung" die Worte "und geordne­

ten Abwasserentsorgung". 

2. § 1 Abs. 1 Z 1 lit. f lautet: 

Hf) Schutz des ober- und unterirdischen Wassers vor Verun­

reinigung, Ableitung und Reinigung der anfallenden Abwässer 

und Behandlung der Rückstände aus Abwasserreinigungsanlagen, 

allenfalls gemeinsam mit Abfallstoffen, einschließlich der 

erforderlichen Vorflutbeschaffung." 

.. <111 

/ 
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3. Im § 2 Z 8 tritt an die Stelle des Begriffes "örtliche Bau­

leitung" der Begriff "örtliche Bauaufsicht". 

4. Im § 2 Z 12 tritt an die Stelle des Begriffes "Abwasserbe­

handlungsanlagen" der Begriff "Abwasserreinigungsanlagen". 

5. § 2 Z 13 lautet: 

"13. als betriebliche Abwasserreinigungsanlagen Anlagen ge­

mäß Z 12, die zur Reinigung des bei Erzeugungs- oder 

Verarbeitungsprozessen in Betrieben anfallenden Abwas­

sers und der Behandlung oder Verwertung der bei der be­

trieblichen Abwasserreinigung anfallenden Stoffe die-

6. § 2 Z 14 lautet: 

"14. als abwasserbezogene Maßnahmen innerbetrieblicher Art 

alle Maßnahmen, die die Verbesserung der Beschaffenheit 

oder die Verminderung des Anfalles von betrieblichem 

Abwasser bewirken;" 

7. Im § 2 Z 15 tritt an die Stelle des Begriffes "Abwasserbe­

handlung" der Begriff "Abwasserreinigung". 

8. § 3 Abs. 1 Z 3 lautet: 

"3. die betreffenden Bauten oder Bauabschnitte erst nach 

Einbringung des Antrages auf Gewährung von Bundes- oder 

Fondsmitteln beim zuständigen Bundesministerium, nach 

Zustimmung des zuständigen Bundesministers zum Projekt 
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oder zum Sammelverzeichnis bei den unter Abs. 6 genann­

ten Maßnahmen und nach Abschluß der erforderlichen be­

hördlichen Bewilligungsverfahren in Angriff genommen 

werden; hievon ausgenommen sind erforderliche Vorlei­

stungen, Sofortmaßnahmen der Wildbach- und Lawinenver­

bauung mit einem Kostenerfordernis bis zu 750 000 S so­

wie Sofortmaßnahmen zur Wasserversorgung, die wegen 

eines außergewöhnlichen Notstandes oder auf Grund be­

hördlichen Auftrages gemäß § 122 Wasserrechtsgesetz 

1959 erforderlich sind, sofern sie vor Beginn der über 

Vorleistungen hinausgehenden Bauarbeiten dem Bundes­

ministerium für Bauten und Technik angezeigt wurden;" 

9. Im § 3 Abs. 1 Z 5 tritt an die Stelle des Begriffes "ört­

liche Bauleitung" der Begriff "örtliche Bauaufsicht". 

10. § 3 Abs. 1 Z 11 lautet: 

"11. die Restfinanzierung und die Finanzierung der Folge­

kosten gesichert ist; ist dies nicht gewährleistet, so 

kann bei Projekten von besonderer wasserwirtschaftli­

cher Bedeutung und Vordringlichkeit eine Förderung aus 

Fondsmitteln dennoch gewährt werden, wenn § 18 voraus­

sichtlich Anwendung finden kann." 

11. Im § 3 Abs. 3 wird der Punkt am Ende der Z 5 durch einen 

Strichpunkt ersetzt und eine neue Z 6 angefügt; die neue Z 6 

lautet: 

"6. abgestufte Maßnahmen für den Fall ihrer Nichteinhal­

tung, insbesondere die Klirzung der Fondshilfe." 

12. § 3 Abs. 6 lautet: 

"(6) Zur Erwirkung der Zustimmung nach Abs. 1 Z 3 genligt 
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1. bei Instandhaltungs- und Betriebsrnaßnahmen (§§ 8 und 

28), bei Sofortmaßnahmen der Wildbach- und Lawinen­

verbauung (§ 9) mit einem Kostenerfordernis unter 

750 000 S, bei Sofort- und örtlichen Uferschutz- und 

Regulierungsmaßnahmen sowie bei Sanierung von Rut­

schungen (§§ 6, 9 und 10) mit einem Kostenerforder­

nis unter 1,5 Millionen Schilling sowie bei Meliora­

tionen (§ 10) bis zu einer Fläche von 40 ha Ausmaß, 

für deren Kostentragung oder Förderung der Bundes­

minister für Land- und Forstwirtschaft zuständig 

ist, 

2. bei Anlagen zur Einzelwasserversorgung und Einzelab­

wasserentsorgung gemäß § 13 Abs. 1 mit einem Kosten­

erfordernis unter 500 000 S 

die Vorlage eines Sammelverzeichnisses der zuständigen Lan­

des- oder Bundesdienststelle." 

13. § 4 Abs. 2 lautet: 

"(2) Bei der Gewährung von Bundes- und Fondsmitteln sind un­

ter Bedachtnahme auf die Art und das Ausmaß der voraussicht­

lichen Auswirkung der geplanten Maßnahme auf Wasserwirt­

schaft und Regionalstruktur, den wirtschaftlichen Anreiz und 

den zu erwartenden Erfolg vor allem das öffentliche Inter­

esse, die technische Wirksamkeit und die Wirtschaftlichkeit 

der Maßnahme unter Einbeziehung der Folgekosten zu berück­

sichtigen. Zur Beurteilung des öffentlichen Interesses sind 

bei Gewährung von Bundes- oder Fondsmitteln für private Maß­

nahmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 1, mit Ausnahme der Fälle des § 3 

Abs. 6, Stellungnahmen der berührten Gemeinden und Kammern 

vorzulegen. Zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der ge­

planten Maßnahme kann die Vorlage von Alternativprojekten 

oder die Durchführung von Ideenwettbewerben verlangt 

werden." 
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14. In § 4 Abs. 4 tritt an die Stelle des Zitats "§§ 5 bis 19 

sowie 27 bis 29" das Zitat "§§ 5 bis 19 sowie 28 bis 30". 

15. Im § 7 Abs. 2 wird der Ausdruck "örtliche Bauleitung" durch 

den Ausdruck "örtliche Bauaufsicht" ersetzt und tritt an die 

Stelle des Zitats "§ 27 Abs. 1" das Zitat "§ 28 Abs. 1". 

16. In § 9 Abs. 3 tritt an die Stelle des Zitats "§ 27 Abs. 4" 

das Zitat "§ 28 Abs. 4". 

17. § 12 lautet einschließlich der Überschrift: 

"Wasserversorgung, Abwasserableitung, Abwasser­

reinigung und Klärschlammbehandlung 

§ 12. (1) Für die Errichtung, Erweiterung oder Verbesserung 

öffentlicher Wasserversorgungs-, Abwasserableitungs-, Abwas­

serreinigungs- oder Klärschlammbehandlungsanlagen kann der 

Wasserwirtschaftsfonds (§ 21) Darlehen in folgendem Ausmaß 

gewähren: 

1. für Abwasserreinigungsanlagen nach einem biologischen 

oder einem in der Reinigungswirkung zumindest gleichwer­

tigen Verfahren sowie für Klärschlammbehandlungsanlagen 

bis zu 80 vH der Kosten; 

2. für regionale Anlagen bis zu 70 vH der Kosten; 

3. für sonstige Anlagen bis zu 60 vH der Kosten. 

(2) Können während der Bauzeit anfallende Baukosten vorüber­

gehend weder aus Eigenmitteln noch aus öffentlichen Mitteln 
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gedeckt werden oder würde durch die Aufnahme sonstiger 

Fremdmittel eine, gemessen an der jeweiligen Finanzkraft, 

unzumutbare finanzielle Belastung entstehen, so kann der 

Watiu~rwirlsctlaft3fonds frUhestens ein Jahr nach Baubeginn 

zur Zwischenfinanzierung Darlehen bis zu 10 vH der der Zu­

sicherung zugrunde gelegten Kosten gewähren. Diese Darlehen 

dürfen bis zur Gesamthöhe der jeweils gemäß § 23 Abs. 1 Z 1 

zufließenden Mittel gewährt werden. 

(3) Darlehen gemäß Abs. 1 und 2 können gewährt werden 

1. Gemeinden sowie Gemeindeverbänden, deren überwiegende 

Aufgabe die Errichtung und der Betrieb von Anlagen nach 

Abs. 1 bildet, 

2. sofern eine Gebietskörperschaft die Haftung für die Rück­

zahlung und Verzinsung übernimmt oder sonst eine geeigne­

te Sicherstellung besteht, 

a) Wassergenossenschaften (§§ 73 ff. Wasserrechtsgesetz 

1959), 

b) Wasserverbänden (§§ 87 ff. Wasserrechtsgesetz 1959), 

c) sonstigen Unternehmen zur Wasserversorgung, Abwasser­

ableitung, Abwasserreinigung oder Klärschlammbehand­

lung, an denen Gebietskörperschaften zu mehr als der 

Hälfte beteiligt sind oder die durch Bundes- oder Lan­

desgesetz errichtet worden sind. 

(4) Bei der Vergabe der Mittel ist besonders auf solche An­

lagen Bedacht zu nehmen, 

1. die zur Sicherung einer ausreichenden Wasserversorgung in 

besonders wasserarmen Gebieten errichtet werden; 

2. die im Bereich von stark verunreinigten Gewässern oder in 

Gebieten mit besonders schutzwürdigen Wasservorkommen er­

richtet werden und der Verbesserung der Wasserbeschaffen­

heit des Vorfluters und dem Schutz von Wasservorkommen 

überörtlicher Bedeutung dienen; 
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3. die vorn Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft ge­

mäß § 100 Abs. 2 Wasserrechtsgesetz 1959 zu bevorzugten 

Wasserbauten erklärt worden sind; 

4. deren Errichtung wegen zwischenstaatlicher Verpflichtun­

gen vordringlich ist; 

5. deren Leitungen sich mit der Trasse einer im Bau befind­

lichen Bundes- oder Landesstraße decken oder deren Er­

richtung im Zusammenhang mit dem Bau einer Bundes- oder 

Landesstraße erforderlich ist; 

6. deren Errichtung oder Erweiterung zur Abwendung eines un­

mittelbar drohenden Notstandes oder zur Beseitigung der 

Folgen eines Notstandes erforderlich ist." 

18. § 13 lautet einschließlich der überschrift: 

"Einzelwasserversorgung und 

Einzelabwasserentsorgung 

§ 13. (1) Für die Errichtung, Erweiterung oder Verbesserung 

von Wasserversorgungs-, Abwasserableitungs- oder Abwasser­

reinigungsanlagen von Bauernhöfen und Wohngebäuden land- und 

forstwirtschaftlicher Dienstnehmer, von Schutzhütten und 

Jugendherbergen sowie von Erholungs- und Genesungsheimen 

kann der Wasserwirtschaftsfonds bis zur Gesamthöhe der ihm 

jeweils gemäß § 23 Abs. 1 Z 1 zufließenden Mittel einen 

nicht-rückzahlbaren Beitrag bis zu 40 vH der Kosten gewäh­

ren, wenn sich diese Objekte in Streulage befinden und aus 

Landesmitteln ein mindestens gleich hoher nicht-rückzahl­

barer Beitrag zur Verfügung gestellt wird. Unter diesen Vor­

aussetzungen kann die Förderung auch Objekte erfassen, zu 

deren Versorgung oder Entsorgung eine Wassergenossenschaft 

gebildet worden ist. Die Förderung kann auch für den An­

schluß bestehender Objekte an eine Wasserversorgungsanlage 

gewährt werden. 
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(2) Für die Errichtung, Erweiterung oder Verbesserung von 

Wasserversorgungs-, Abwasserableitungs- oder Abwasserreini­

gungsanlagen von Betrieben des Gastgewerbes im Bergland 

ausgenommen Schutzhütten - und von Bergstationen von Seil­

bahnanlagen zur Personenbeförderung kann der Wasserwirt­

schaftsfonds Darlehen bis zu 40 vH der Kosten gewähren, wenn 

sich diese Objekte in Streulage befinden. Das Fondsdarlehen 

ist in geeigneter Weise sicherzustellen. 

(3) Als in Streulage befindlich gelten ein bis vier Objekte, 

wenn sie vom nächsten geschlossenen Siedlungsgebiet oder von 

der nächsten Anschlußmöglichkeit an eine bereits bestehende 

oder geplante Wasserversorgungsanlage oder Abwasserablei­

tungsanlage unter Zugrundelegung der kürzesten möglichen 

Leitungstrasse mehr als 1000 m entfernt sind." 

19. § 14 lautet einschließlich der Überschrift: 

"Betriebliche Abwasserrnaßnahmen 

§ 14. (1) Zur Errichtung, Erweiterung oder Verbesserung betrieb­

licher Abwasserreinigungs- oder Klärschlammbehandlungsanlagen 

sowie zur Vornahme abwasserbezogener Maßnahmen innerbetrieb­

licher Art kann der Wasserwirtschaftsfonds unter Beachtung des 

§ 12 Abs. 4 den zur Einleitung der Abwässer in ein Gewässer oder 

in eine öffentliche Abwasserableitungsanlage Berechtigten Dar­

lehen gewähren, wenn 

1. die Behörde dem Berechtigten die Errichtung oder Erweiterung 

einer Abwasserreinigungsanlage im Sinne der §§ 32 und 33 des 

Wasserrechtsgesetzes 1959 bewilligt oder vorschreibt, 

2. das öffentliche Kanalisationsunternehmen die Einleitung der 

Abwässer von einer Vorreinigung abhängig macht oder 

3. es sich um Anlagen zur vollständigen Beseitigung der Abwässer 

oder anfallender Stoffe handelt. 
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(2) Das Darlehen darf 

1. bei Abwasserreinigungsanlagen mit einem biologischen oder in 

der Reinigungswirkung zumindest gleichwertigen Verfahren und 

bei Klärschlammbehandlungsanlagen 80 vH der Kosten, 

2. bei sonstigen Anlagen oder Maßnahmen 60 vH der Kosten 

nicht übersteigen. Das Darlehen ist nach Anhörung des Bundes­

ministers für Finanzen in geeigneter Weise sicherzustellen." 

20. Im § 15 entfällt der Abs. 2. Der bisherige Abs. 3 wird als 

Abs. 2 bezeichnet. 

21. § 16 Abs. 1 lautet: 

"(1) Vor Erledigung der Anträge auf Gewährung von Fondshilfe 

ist mit den in § 21 Abs. 6 getroffenen Ausnahmen die Wasser­

wirtschaftsfondskommission anzuhören. Im Falle der Erledi­

gung im Sinne des Antrages hat der Wasserwirtschaftsfonds, 

bei Vorhaben nach § 13 Abs. 1, welche Bauernhöfe und Wohnge­

bäude land- und forstwirtschaftlicher Dienstnehmer betref­

fen, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft, bei Vorhaben nach § 14 im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie, dem 

Antragsteller eine schriftliche Zusicherung zu erteilen. Mit 

dieser erwirbt der Förderungswerber einen Rechtsanspruch auf 

die Förderung." 

22. § 17 Abs. 1 lautet: 

"(1) Die Darlehen sind jährlich vom jeweils aushaftenden 

Kapital zu verzinsen und - ausgenommen Darlehen gemäß § 12 

Abs. 2 - in Annuitäten zurückzuzahlen. Es gelten im einzel­

nen folgende Zinssätze und Laufzeiten: 
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1. bei Darlehen gemäß § 12 Abs. 1 und § 13 Abs. 2 minde­

stens 1 vB und höchstens 3 vB beziehungsweise höchstens 

60 Balbjahresbeträge; 

2. bei Darlehen gemäß § 12 Abs. 1 für regionale Anlagen zur 

Reinhaltung von Seen in deren näherem Einzugs- oder Ab­

flußgebiet mindestens 1 vB und höchstens 3 vB beziehungs­

weise höchstens 100 Balbjahresbeträge; 

3. bei Darlehen gemäß § 14 Abs. 2 Z 1 mindestens 1 vB und 

höchstens 3 vB, gemäß § 14 Abs. 2 Z 2 3 vB beziehungs­

weise jeweils höchstens 40 Balbjahresbeträge; 

4. bei Darlehen gemäß § 12 Abs. 2 3 vB beziehung~weise eine 

vollständige Rückzahlung spätestens 12 Monate nach Voll­

endung der Anlage (Abs. 2)." 

23. § 17 Abs. 4 und ein neu angefügter Abs. 5 lauten: 

"(4) Von nicht rechtzeitig entrichteten Annuitäten sind für 

die Dauer des Verzugs Zinsen in der Höhe von 7 vH pro Jahr 

zu leisten, sofern nicht Stundung vereinbart wurde. 

(5) Der Wasserwirtschaftsfonds darf die Rückzahlung von 

Darlehen nur aus triftigen Gründen und unter Anrechnung zu­

sätzlicher zinsen in halber Höhe der Verzugszinsen gemäß 

Abs. 4 bis zum Böchstbetrag von vier Annuitäten auf höch­

stens fünf Jahre stunden." 

24. § 18 lautet einschließlich der Überschrift: 

"Nicht-rückzahlbare Beiträge 

§ 18. (1) Nach endgültiger Feststellung des Förderungsausmaßes 

und der Funktionsfähigkeit der Anlage kann in den Fällen des § 3 

Abs. 1 Z 11 sowie bei unvorhersehbaren Steigerungen der Bau­

oder Folgekosten an Stelle von höchstens 30 vH eines Darlehens 
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nach § 12 Abs. 1 ein nicht-rückzahlbarer Beitrag des Wasserwirt­

schaftsfonds treten, wenn das Land einen Beitrag in der Höhe von 

mindestens 15 vH der Kosten gewährt oder gewährt hat und eine 

wirtschaftliche Überprüfung ergeben hat, daß 

1. Anschluß- und Benützungsgebühren in einern zumutbaren Ausmaß 

eingehoben werden, 

2. die mit der Anlage verbundenen Ausgaben für den Betrieb, die 

Instandhaltung und die Rückzahlung von Darlehen, welche für 

die Errichtung der Anlage aufgenommen wurden, den Grenzwert 

gemäß Abs. 2 übersteigen und mit den erzielten Einnahmen 

nicht abgedeckt werden können, 

3. bei Beurteilung des Projekts zumindest ein Alternativprojekt 

überprüft wurde und 

4. eine sorgfältige Projekterstellung und einwandfreie Bauab­

wicklung vorlagen. 

(2) Der Grenzwert gemäß Abs. 1 ist vorn Bundesminister für Bauten 

und Technik nach Anhörung der Wasserwirtschaftsfondskommission 

(§ 21 Abs. 3) unter Bedachtnahme auf die sich im Bundesdurch­

schnitt bei vorn Wasserwirtschaftsfonds geförderten Anlagen er­

gebenden finanziellen Belastungen festzusetzen. Die Bindung des 

Grenzwertes an die Entwicklung eines Index ist zUlässig. 

(3) Die Förderungsrichtlinien gemäß § 4 Abs. 4 haben jedenfalls 

Bestimmungen zu enthalten über: 

1. die Berechnung der finanziellen Belastung gemäß Abs. 2 unter 

Zugrundelegung einer einheitlichen schematisierten Aufwands­

rechnung; 

2. die Berechnung des Anteils an der finanziellen Belastung ge­

mäß Abs. 2 bei Verbandsangehörigen; 

3. die Ermittlung zumutbarer Anschlußgebühren durch Festlegung 

eines Hundertsatzes der Kosten; 
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4. die Ermittlung zumutbarer Benützungsgebühren unter Zugrunde­

legung des Grenzwertes nach Abs. 2. 

(4) Der Gewährung eines nicht-rückzahlbaren Beitrages kann zum 

Zwecke der Ermittlung seiner Voraussetzungen oder seiner Höhe 

eine Stundung von Darlehensteilen auch über einen Zeitraum von 

fünf Jahren hinaus ohne Anrechnung von Stundungszinsen voran­

gehen." 

25. § 19 lautet einschließlich der Überschrift: 

"Kündigung und Rückforderung von Fondshilfe 

§ 19. (1) Der Wasserwirtschaftsfonds hat im Förderungsvertrag 

vorzusehen, daß das Darlehen unter Einhaltung einer Kündigungs­

frist von mindestens sechs Monaten ganz oder teilweise gekündigt 

oder der nicht-rückzahlbare Beitrag zurückgefordert wird, wenn 

das Darlehen oder der Beitrag erschlichen wurde, der Förderungs­

zweck durch Verletzung von Bedingungen und Auflagen des Förde­

rungsvertrages wesentlich gefährdet wird oder der Darlehens­

nehmer trotz mehrfacher Mahnung seiner Zahlungspflicht nicht 

nachkommt. 

(2) Werden Förderungsmittel zurückgefordert, so sind sie für die 

Zeit von der Auszahlung bis zur Rückzahlung mit 3 vH über dem 

jeweiligen Diskontsatz pro Jahr zu verzinsen." 

26. Dem § 20 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Auf Verlangen des Wasserwirtschaftsfonds ist den Anträgen 

auf Förderung von Abwasserreinigungs- oder Klärschlammbe­

handlungsanlagen ein Sanierungsplan anzuschließen, der die 

zeitliche Abfolge der beabsichtigten Sanierungsschritte und 

den angestrebten Reinigungsgrad enthält." 
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27. § 20 Abs. 4 lautet: 

"(4) Ausfertigungen, die mittels automationsunterstützter 

Datenverarbeitungsanlagen hergestellt werden, bedürfen weder 

einer Unterschrift noch einer Beglaubigung. Hievon sind End­

abrechnungen (§ 31) ausgenommen." 

28. Dem § 21 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

"Den erforderlichen Sachaufwand kann er unmittelbar aus 

Fondsmitteln bestreiten." 

29. § 21 Abs. 3 lautet: 

"(3) Beim Bundesministerium für Bauten und Technik wird eine 

Kommission (Wasserwirtschaftsfondskommission) zur Begut­

achtung der vom Bundesminister für Bauten und Technik auf 

Grund dieses Bundesgesetzes zu erlassenden Richtlinien, der 

vom Fonds erstellten Investitions- und Bauprogramme und der 

Anträge auf Gewährung von Fondshilfe sowie zur Beratung des 

Bundesministers für Bauten und Technik in Angelegenheiten 

des Fonds von grundsätzlicher Bedeutung eingerichtet." 

30. Im § 21 Abs. 5 entfallen der vorletzte und der letzte Satz; 

nach dem Abs. 5 ist ein neuer Abs. 6 einzufügen; der bis­

herige Abs. 6 erhält die Bezeichnung "(7)"; der neue Abs. 6 

lautet: 

"(6) Der Bundesminister für Bauten und Technik kann der 

Kommission zur Begutachtung vorbehaltene Angelegenheiten 

gegen nachträgliche Vorlage an die Kommission erledigen, 

wenn 

1. die Kommission trotz ordnungsgemäßer Einberufung nicht 

zusammentritt, 
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2. die Gewährung von Fondshilfe der Abwendung eines Not­

standes oder der Beseitigung der Folgen eines solchen 

dient oder 

3. es sich um Anträge auf Gewährung von Darlehen gemäß § 12 

Abs. 2 handelt. 

Anträge auf Abänderung bereits begutachteter Vorhaben sind 

der Kommission nur dann zur Begutachtung vorzulegen, wenn 

der Antrag eine wesentliche oder umfangreiche Abänderung des 

Vorhabens zum Inhalt hat oder eine Erhöhung der Kosten um 

mehr als 15 vB erwarten läßt." 

31. § 23 Abs. 1 Z 3 lautet: 

"3. aus einem Anteil von 10,5 vB der Eingänge aus dem Wohn­

bauförderungsbeitrag nach dem Bundesgesetz über die Ein­

hebung eines Wohnbauförderungsbeitrages, BGBI. Nr. 13/ 

1952~" 

32. Nach § 26 wird ein neuer § 27 eingefügt~ die bisherigen 

§§ 27 bis 29 werden als §§ 28 bis 30 bezeichnet~ der neue 

§ 27 lautet einschließlich der Überschrift: 

"Forschung 

§ 27. Forschungsvorhaben, die 

1. den in § 1 Abs. 1 Z 

Zwecken dienen und 

lit e und fangeführten 

2. nicht gemäß den §§ 25 und 26 aus Fondsmitteln 

gefördert werden können und die 

3. vom Fonds veranlaßt wurden, 

können ganz oder teilweise aus Fondsmitteln bestritten 

werden. Biefür dürfen jährlich höchstens 20 Millionen 

Schilling verwendet werden. Aus diesen Mitteln können auch 

Beträge für Zwecke der Dokumentation und Information 

bereitgestellt werden." 
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33. § 30 erh~lt die Bezeichnung "§ 31"~ in seinem Abs. 3 ent­

fallen die Worte "dem zust~ndigen Bundesminister"~ 

sein Abs. 4 lautet: 

"(4) Nach Vorliegen der Bauvollendungsmeldung, sp~testens 

jedoch nach Vorliegen der Abrechnung ist die Kollaudierung 

und endgültige Feststellung des Förderungsausmaßes zu veran­

lassen." 

34. § 31 erh~lt die Bezeichnung "§ 32"i sein Abs. 2 und ein neu 

angefügter Abs. 3 lauten: 

"(2) Die Befreiung nach Abs. 1 ist auch dann gegeben, wenn 

Gebietskörperschaften, Gemeindeverb~nde, Wassergenossen­

schaften, Wasserverb~nde sowie sonstige Wasserversorgungs­

und Kanalisationsunternehmen im Sinne des § 12 Abs. 3 Was­

serbauten der im § 1 bezeichneten Art ohne Förderung aus 

Bundes- oder Fondsmitteln durchführen. 

(3) Darlehens- und Kreditvertr~ge, die der Fonds zur Finan­

zierung der ihm nach bundesgesetzlichen Vorschriften ob­

liegenden Aufgaben abschließt, sind von den Stempel- und 

Rechtsgebühren befreit." 

35. Nach dem neu als "§ 32" bezeichneten § 31 wird ein neuer 

§ 33 eingefügt. Der bisherige § 32 erh~lt die Bezeichnung 

"§ 34". Der neue § 33 lautet einschließlich der Überschrift: 

"Weitergeltendes Obergangsrecht 

§ 33. (1) Auf die von der Wasserwirtschaftsfondskommission vor 

dem 15. August 1969 positiv begutachteten Antr~ge auf Gew~hrung 

einer Förderung ist § 17 Abs. 1,2 und 4 sowie § 19 in der am 

14. August 1969 in Geltung gestandenen Fassung unter Bedacht-
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nahme auf die Abs. 2 und 3 mit der Maßgabe anzuwenden, daß Til­

gungsraten und Zinsen jeweils am 1. Jänner und 1. Juli jedes 

Jahres fällig werden. 

(2) Auf die von der Wasserwirtschaftsfondskommission vor dem 

1. Jänner 1980 positiv begutachteten Anträge auf Gewährung einer 

Förderung sowie auf Anträge auf Erhöhung einer bereits vor die­

sem Zeitpunkt zugesicherten Förderung ist § 12 Abs. 1 und 4, 

§ 13 Abs. 1 und 3, § 14, § 17 Abs. 1 bis 4 und § 31 Abs. 3 in 

der am 31. Dezember 1979 in Geltung gestandenen Fassung anzuwen­

den. Ebenso sind diese Bestimmungen auf jene Projekte und Maß­

nahmen anzuwenden, denen der zuständige Bundesminister vor dem 

1. Jänner 1980 zugestimmt hat oder zu denen vor diesem Zeitpunkt 

die Zusicherung ergangen ist. Jedoch sind in all diesen Fällen 

auf Antrag des Förderungswerbers diese Bestimmungen in der am 

1. Jänner 1980 geltenden Fassung anzuwenden, sofern - ausgenom­

men Begehren auf Rückzahlung eines Fondsdarlehens in Annui­

täten - das Förderungsausmaß noch nicht endgültig festgestellt 

ist. 

(3) Auf Anträge auf Gewährung einer Förderung durch den Wasser­

wirtschaftsfonds, zu denen die Zusicherung vor dem 7. Juli 1982 

erging, ist § 12 Abs. 1 und 4, § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 sowie 

§ 17 Abs. 1 in der am 6. Juli 1982 in Geltung gestandenen Fas­

sung anzuwenden, sofern nicht der Förderungsnehmer die Anwendung 

dieser Bestimmungen in der am 7. Juli 1982 geltenden Fassung be­

antragt. Ein solcher Antrag kann nur gestellt werden, solange 

das Förderungsausmaß nicht endgültig festgestellt ist." 

36. Der bisherige § 32 wird als "§ 34" bezeichnet. Sein Abs. 1 

lautet: 

"(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind 

hinsichtlich 
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1. ~ps ~ ?3 Abs. 1 ~ 1 his 4 und Abs. 2 der Bundesminister 

Bauten und Technik, 

2. des § 16 Abs. 4 und des § 24 der Bundesminister für 

Justiz, 

3. des § 21 Abs. 4 und des § 30 die Bundesregierung, 

4. des § 32 bezüglich der Befreiung von Gerichtsgebühren der 

Bundesminister für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundes­

minister für Finanzen, im übrigen der Bundesminister für 

Finanzen, 

5. des § 16 Abs. 1, soweit es sich um Vorhaben gemäß § 14 

handelt, der Bundesminister für Bauten und Technik im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Handel, Gewerbe 

und Industrie, 

6. des § 16 Abs. 1, soweit es sich um die dort angeführten 

Vorhaben gemäß § 13 Abs. 1 handelt, der Bundesminister 

für Bauten und Technik im Einvernehmen mit dem Bundes­

minister für Land- und Forstwirtschaft, 

7. der §§ 12 bis 15, des § 16 mit Ausnahme des Abs. 4 sowie 

unter Bedachtnahme auf Z 5 und 6, der §§ 17 bis 20, des 

§ 21 mit Ausnahme des Abs. 4, des § 22, des § 23 Abs. 1 

Z 5 bis 8, des § 25 Abs. 5 und 6, des § 26 Abs. 4, des 

§ 27 und des § 33 sowie der §§ bis 4, des § 25 Abs. 7 

und 8 und des § 26 Abs. 5 bis 7, soweit eine Förderung 

aus Fondsmitteln oder gemäß § 7 erfolgt, der Bundesmini­

ster für Bauten und Technik, 

8. im übrigen der Bundesminister für Land- und Forstwirt­

schaft 

betraut." 
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Artikel 11 

(1) Bei Darlehen gemäß § 12 Abs. 1 Z 1 oder § 14 Abs. 2 Z 1, die 

an Betriebe der Papier- und Zellstoff industrie oder an Wasser­

verbände, denen solche Betriebe angehören, gewährt wurden, kann 

an die Stelle eines Teiles des Darlehens ein nicht-rückzahlbarer 

Beitrag treten, wenn der Vorfluter stark verunreinigt war und 

durch die Anlage eine Verminderung der im Zeitpunkt der Antrag­

steIlung an den Vorfluter abgegebenen Schmutzfracht auf 10 vB 

erreicht wurde. 

(2) Der nicht-rückzahlbare Beitrag beträgt 20 vB des Darlehens, 

wenn diese Verminderung der Schmutzfracht bis Ende 1990, und 

10 vB, wenn die Verminderung nach 1990, aber noch vor Ende 1995 

erreicht wird. 

(3) Der Abs. 2 gilt für Darlehen an Wasserverbände mit der Maß­

gabe, daß sich der nicht-rückzahlbare Beitrag um den Anteil an 

der gesamten Schmutzfracht verringert, der nicht dem Betrieb zu­

zurechnen ist. 

Artikel 111 

(1) Auf die vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes von der 

Wasserwirtschaftsfondskommission begutachteten Anträge auf Ge­

währung einer Förderung sind die bisher geltenden Bestimmungen 

weiterhin anzuwenden. Jedoch kann bei Anlagen im Sinne des § 14 

Abs. 2 Z 1 auf Antrag des Förderungsnehmers § 17 Abs. 1 Z 3 in 

der Fassung des Art. I angewendet werden. 
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(2) Bei Vorhaben gemäß § 12 Abs. 1, bei denen das Förderungsaus­

maß vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes endgültig festge­

stellt wurde, kann ein Teil des fälligen unberichtigt aushaften­

den Darlehens durch einen nicht-rückzahlbaren Beitrag aus Mit­

teln des Wasserwirtschaftsfonds ersetzt werden. Der nicht-rück­

zahlbare Beitrag darf jedoch jenen Betrag nicht übersteigen, der 

bei Leistung der Rückzahlung in zumutbarer Höhe im Sinne des 

§ 18 in der Fassung des Art. I unberichtigt aushaften würde. 

Über die Leistung allenfalls noch aushaftender Beträge sind ge­

sonderte Vereinbarungen zu schließen. Dabei kann nach jeweils 

gleichen Grundsätzen entweder die Leistung der aushaftenden Be­

träge in Raten, ihre Auf teilung auf die restlichen Annuitäten 

oder eine entsprechende Erstreckung der ursprünglichen Laufzeit 

des Darlehens unter Anrechnung von Stundungszinsen vereinbart 

werden. Nähere Bestimmungen hiezu sind in den Förderungsricht­

linien (§ 4 Abs. 4) zu treffen. 

(3) § 18 Abs. 1 Z 3 ist nicht anzuwenden, wenn der Antrag auf 

Förderung mit angeschlossenem Projekt vor dem 1. Jänner 1986 

gestellt wurde. 

Artikel IV 

(1) Die Vollziehung des Art. I richtet sich nach § 32 des Was­

serbautenförderungsgesetzes 1985 in der Fassung des Art. I Z 36. 

Mit der Vollziehung der Art. 11 und 111 ist der Bundesminister 

für Bauten und Technik betraut. 

(2) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1986 in Kraft. 
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Bundesministerium 
für Bauten und Technik 
Zl. 54.431/2-V/4/85 

Entwurf einer Novelle zum Wasserbautenförderungsgesetz 

Vor b 1 a t t 

Problem: 

Viele österreichische Flüsse weisen eine starke Verschmutzung 

auf. Sie ist vor allem auf Abwässer aus Betrieben, insbesondere 

der Papier- und Zellstoff industrie, zurückzuführen. 

Weiters hat sich herausgestellt, daß die derzeitigen Bestimmun­

gen über die Stundung von Darlehen des Wasserwirtschaftsfonds 

nicht geeignet sind, die Finanzierungsprobleme vieler Gemeinden 

befriedigend zu lösen. 

Ziel: 

Reinigung der Abwässer zur Entlastung der betroffenen Fließge­

wässer, um eine zufriedenstellende Wassergüte sicherzustellen. 

Lösung: 

Verbesserung der Förderung betrieblicher Kläranlagen durch gün­

stigere Darlehensbedingungen und Sonderförderung von Betrieben 

der Papier- und Zellstoff industrie. 

Ersatz von Teilen des Darlehens unter genau bestimmten Voraus­

setzungen durch einen Beitrag. 

Kosten: 

Der Bundeshaushalt wird durch die Novelle nicht belastet wer­

den. 
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Zl. 54.431/2-V/4/85 

E r 1 ä u t e run gen 

I. ALLGEMEINER TEIL 

Nachdem nunmehr die österreich ischen Seen im wesentlichen sa­

niert sind, soll in Zukunft der Schwerpunkt der Förderungs­

tätigkeit des Wasserwirtschaftsfonds (in der Folge Fonds ge­

nannt) auf der Verbesserung der Wassergüte der zum Teil stark 

verunreinigten Fließgewässer liegen. Da die schlechte Wasser­

qualität in erster Linie auf betriebliche Abwässer, vor allem 

im Bereich der Papier- und Zellstofferzeugung, zurückzuführen 

ist, müssen die Bemühungen darauf gerichtet sein, diese Abwäs­

ser zu reinigen bzw. ihren Anfall zu verringern. Das ange­

strebte Ziel soll dadurch erreicht werden, daß die Förderung 

der Errichtung betrieblicher Kläranlagen günstiger gestaltet 

und damit der Anreiz für die Inanspruchnahme von Fondshilfe 

erhöht wird. 

Ein weiterer Hauptpunkt der im Entwurf vorliegenden Novelle ist 

die Aufnahme von Maßnahmen, die die mit den Novellen 1979 

(BGBl.Nr. 565) und 1982 (BGBl.Nr. 320) eingeführte "qualifi­

zierte" Stundung von Fondsdarlehen ersetzen sollen, wobei die 

nähere Regelung den Förderungsrichtlinien überlassen wird. 

Schließlich soll die Förderung der Einzelwasserversorgung und 

-entsorgung erleichtert und den Erfordernissen der Praxis ange­

paßt werden. 

Zu bemerken ist, daß verschiedene der vorgesehenen Änderungen 

auf Anregungen zurückgehen, die der Rechnungshof bei seiner 

letzten Überprüfung der Gebarung des Fonds gemacht hat. Dies 

trifft insbesondere für jene Bestimmungen zu, die die Wirt­

schaftlichkeit der Projekte gewährleisten sollen. 

Im übrigen zielt der Entwurf darauf ab, im Laufe vieler Novel­

len unübersichtlich gewordene Bestimmungen zu vereinfachen. 
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11. ZU EINZELNEN BESTIMMUNGEN 

Zu Art. I Z 1 und 2 bzw. 4 bis 7 (§§ 1 u~d 2) 

Die Anpassung der Begriffe folgt dem neueren Sprachgebrauch. 

Zu Art. I Z 8 (§ 3 Abs. 1 Z 3) 

Nach der geltenden Fassung dieser Bestimmung sind lediglich 

Sofortmaßnahmen der Wildbach- und Lawinenverbauung von der Zu­

stimmung des zuständigen Bundesministers zum Projekt vor Inan­

griffnahme des Baus ausgenommen. Die Erfahrung hat gezeigt, daß 

es auch im Bereich der Einzelwasserversorgung kritische Situa­

tionen gibt, bei denen rasche Hilfe behördlich vorgeschrieben 

oder sonst dringend geboten ist. Als Beispiel sei die Auswir­

kung extremer Trockenheit auf die Wasserversorgung von Berg­

bauernhöfen angeführt. 

Um in solchen Fällen die umgehende Durchführung der notwendigen 

Baumaßnahmen zu ermöglichen, sollen auch Maßnahmen der Einzel­

wasserversorgung unter bestimmten Voraussetzungen unter die 

Ausnahmeregelung fallen. 

~u Art. I Z 10 (§ 3 Abs. 1 Z 11) 

Die Ergänzung nimmt darauf bezug, daß als Förderungsvorausset­

zung sowohl die Finanzierung des Bauvorhabens als auch die des 

Betriebs der Anlage nachgewiesen sein muß. Wäre die Finanzie­

rung nur durch weit überdurchschnittliche Benützungsgebühren zu 

gewährleisten, hätte eine Förderung zu unterbleiben. Um dies 

bei besonders wichtigen Vorhaben zu vermeiden, soll dem Fonds 

gleich von vornherein die Möglichkeit gegeben werden, die Um­

wandlung von Darlehensteilen in nicht-rückzahlbare Beiträge 

einzukalkulieren. 
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Z u Art. I Z 11 (§ 3 Abs. 3 Z 6) 

Die Vergaberichtlinien sollen in Hinkunft auch die Sanktionen 

anführen, mit denen der Förderungsnehmer bei einem Verstoß ge­

gen die Richtlinien zu rechnen hat. 

Zu Art. I Z 12 (§ 3 Abs. 6) 

Die Aufnahme von Anlagen der Einzelwasserver- und -entsorgung 

dient der Verfahrenserleichterung. 

Zu Art. I Z 13 (§ 4 Abs. 2) 

Die Neufassung des Absatzes soll den Fonds in die Lage' verset­

zen, bei seiner Förderungstätigkeit das aller Voraussicht nach 

wirtschaftlichste Projekt vorzuziehen. Diese Entscheidung soll 

durch Alternativprojekte oder Ideenwettbewerbe erleichtert wer­

den. 

Zu Art. I Z 17 (§ 12) 
< 

Abs. 1: 

Die Regelungen über das Ausmaß der Darlehen wurden stark ver­

einfacht und auf die voraussichtliche Reinigungswirkung abge­

stell t. 

Abs. 2: 

Der bisherige Abs. 2 betrifft den Ersatz eines Teiles des 

Fondsdarlehens durch einen verlorenen Beitrag bei bestimmten, 

besonders kostenintensiven Anlageteilen. Diese Bestimmung soll 

gestrichen werden; in Zukunft sollen unzumutbare Belastungen im 

Wege der neuen Umwandlungsregelung (§ 18) vermieden werden. 

Der vorgesehene Abs. 2 des § 12 entspricht dem bisherigen 

Abs. 3. Neu ist die ausdrückliche Normierung, daß es sich um 

einen vorübergehenden Finanzierungsengpaß handeln muß, sowie 
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die Berücksichtigung der Finanzkraft als Gradmesser der Unzu­

mutbarkeit. Zur Beurteilung der Finanzkraft erscheint insbeson­

dere die vom Österreichischen Statistischen Zentralamt erhobene 

und publizierte Ertragshoheit der Gemeinden geeignet. 

Abs. 3: 

In dem Katalog der Förderungswerber (derzeit Abs. 4) sind nun­

mehr neben den Gemeinden auch die Gemeindeverbände angeführt, 

deren Aufgabe nicht ausschließlich in der Wasserversorgung oder 

Abwasserentsorgung bestehen muß. 

Zu Art. I Z 1 8 (§ 13) 

Es ist vorgesehen, in Zukunft die günstigen Förderungskondi­

tionen der Einzelversorgung bzw. -entsorgung auch Wassergenos­

senschaften zugute kommen zu lassen, sofern diese drei oder 

vier Objekte in Streulage umfassen und damit, wie bei Einzelob­

jekten, erschwerte Versorgungs- bzw. Entsorgungsbedingungen ge­

geben sind (Abs. 1 und 3). Dadurch soll ein Anreiz für gemein­

same Lösungen geboten werden, wobei noch zu berücksichtigen 

ist, daß Wassergenossenschaften der ständigen Aufsicht durch 

die Wasserrechtsbehörde unterliegen. 

Weiters wird vorgeschlagen, den in Abs. 1 verwendeten Ausdruck 

"Einzelsiedlung" durch den passender scheinenden Begriff "Wohn­

gebäude" zu ersetzen; eine Änderung der Förderungspraxis ist 

damit nicht beabsichtigt. 

In Abs. 2 soll die derzeitige Bindung der Fondshilfe an die 

Voraussetzung der Gewährung von Landesmitteln fallen gelassen 

werden, da sich dieses Junktim in einzelnen Ländern als Hemmnis 

für eine Förderung erwiesen hat. 

In Abs. 3 wird klargestellt, daß bei Berechnung der Entfernung 

die kürzestmögliche Leitungstrasse zugrunde zu legen ist. 
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Zu Art. I Z 19 (§ 14) 

Ergänzend zu den Bemerkungen im Allgemeinen Teil ist zu sagen: 

Das Ziel, die Wassergüte der belasteten Fließgewässer zu heben, 

soll durch eine gezielte und nach der Effizienz differenzierte 

Förderung betrieblicher Abwasserrnaßnahmen erreicht werden; und 

zwar sieht der Entwurf im Einklang mit einem wesentlichen An­

liegen des Gewässerschutzes, nämlich Schadstoffe soweit als 

möglich beim Verursacher zurückzuhalten, vor, daß Kläranlagen 

mit biologischem oder gleichwertigem System bis zu 80 vH der 

Kosten gefördert werden können. 

Der Satzteil "und die Errichtung oder Erweiterung der Anlage 

dem Berechtigten nur bei Gewährung eines Fondsdarlehens zumut­

bar ist" soll wegen der jüngsten Entwicklungen auf dem Gebiete 

des Wasserrechts entfallen. Auch die betragsmäßige Beschränkung 

der für diese Zwecke gewidmeten Mittel wird nicht aufrechter­

halten, da eine solche Bestimmung der Zielsetzung einer inten­

siven Förderung für Reinhaltemaßnahmen an Fließgewässern zu­

widerlaufen würde. 

Zu Art. I Z 20 (§ 15) 

Der Abs. 2 kann im Hinblick darauf entfallen, daß ihm in der 

Praxis keine Bedeutung zukam und die Abwasserableitung und 

-reinigung, wie aus dem bisher Gesagten hervorgeht, ohnedies 

einen Schwerpunkt der Fondstätigkeit bildet und weiter forciert 

werden soll. 

Zu Art. I Z 22 und 23 (§ 1 7 ) 

Abs. 1: 

In diesem Absatz werden die Bedingungen der Fondsdarlehen über­

sichtlich aufgelistet. Neu ist die Ermöglichung eines günstige­

ren Zinssatzes für betriebliche Anlagen mit biologischer Reini­

gung: 1 bis 3 vH (derzeit 3 vH). Keine Änderung wird bei der 

Laufzeit der Darlehen für betriebliche Anlagen vorgeschlagen. 
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Abs. 4: 

Bei den Verzugszinsen wurde statt des bisherigen gleitenden 

Zinssatzes ein fixer gewählt, um Schwierigkeiten bei der pfand­

rechtlichen Sicherstellung im Grundbuch zu vermeiden. 

Abs. 5: 

Durch die Neuformulierung (bisher: § 18 Abs. 5) werden das 

höchstmögliche Stundungsausmaß und die Stundungsdauer eindeutig 

best immt. 

Zu Art. I Z 24 (§ 18) 

Die bisherige "qualifizierte Stundung" hat sich in der Praxis 

nicht bewährt. An ihrer Stelle soll die Möglichkeit geschaffen 

werden, bei öffentlichen Anlagen nach § 12, mit denen über dem 

Durchschnitt liegende Ausgaben verbunden sind, einen Teil des 

Fondsdarlehens in einen Beitrag umzuwandeln. Die Umwandlung 

kommt jedoch nur in zwei Fällen in Betracht: 

- Bei besonders wichtigen und kostenintensiven Vorhaben wird 

von vornherein die Umwandlung nach Endabrechnung vorn Fonds 

eingeplant oder 

- es kommt zu unvorhersehbaren Kostensteigerungen. 

Die zusätzlichen Leistungen des Fonds, die seine Gebarung zwei­

felsohne erheblich belasten werden, sollen davon abhängig sein, 

daß die Länder als Mitförderer und die Benützer ebenfalls ange­

messene Leistungen erbringen. 

Die Z 3 und 4 des Abs. 1 sollen sicherstellen, daß diese beson­

dere Begünstigung nur für solche Bauten gewährt wird, die den 

Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit entsprechen und einwandfrei 

geplant und ausgeführt worden sind. 

Um das Gesetz von Detailregelungen zu entlasten, werden die 

näheren Bestimmungen in den Förderungsrichtlinien zu treffen 

sein. Daraus ergibt sich, daß für den Bereich des Fonds - unge-
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achtet der "Kann"-Bestimmung des § 4 Abs. 4 - F5rderungsricht­

linien jedenfalls zu erlassen sind. 

Zu Art. I Z 25 (§ 19) 

Da Normadressat der im Bereich des Bundesministeriums für Bau­

ten und Technik zu vollziehenden F5rderungsbestimmungen im 

wesentlichen der Fonds ist und folglich zivilrechtliehe Vor­

schriften mit Außenwirkung nach der legistischen Systematik 

vermieden werden sollen, wurde Abs. 1 nunmehr so gefaßt, daß 

der Fonds die Kündigungsgründe im F5rderungsvertrag zu veran­

kern hat. 

während derzeit der Fonds bei jeder Vertragsverletzung durch 

den F5rderungsnehmer zu kündigen hätte, soll in Zukunft ein 

Kündigungsgrund nur bei solchen Vertragsverletzungen gegeben 

sein, durch die der F5rderungszweck wesentlich gefährdet wird; 

damit soll dem Grundsatz der Angemessenheit von Sanktionen bes­

ser entsprochen werden. 

Zu Art. I Z 26 (§ 20 Abs. 1) 

Diese Ergänzung ist im Zusammenhang mit dem Ziel zu sehen, eine 

größtmögliche Effektivität der zu f5rdernden Maßnahmen zu er­

reichen. 

Zu Art. I Z 27 (§ 20 Abs. 4) 

Durch die Neufassung kann nun auch bei Zusicherungen im Falle 

automationsunterstützter Bearbeitung Unterschrift und Beglaubi­

gung entfallen. 

Zu Art. I Z 29 (§ 21 Abs. 3) 

Neu ist die Begutachtung der Investitions- und Bauprogramme 

durch die Kommission. Der Entfall der Worte "in technischer und 

wirtschaftlicher Hinsicht" trägt der Tatsache Rechnung, daß es 

sich in der Praxis um eine - nicht auf diese Aspekte beschränk­

te - generelle Beurteilung handelt. 
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Zu Art. I Z 30 (§ 21 Abs. 6) 

Die Fälle der selbständigen Erledigung durch den Bundesminister 

für Bauten und Technik - derzeit in Abs. 5 geregelt - sollen in 

einem eigenen Absatz zusammengefaßt werden. Bei den Darlehen 

zur Zwischenfinanzierung (Z 3) erscheint eine nachträgliche 

Vorlage an die Kommission ausreichend. 

Die Anhebung der Kostenerhöhung, ab der Abänderungsanträge der 

Kommission vorzulegen sind, von 10 auf 15 vH trägt Erfahrungen 

der Praxis Rechnung. 

Zu Art. I Z 31 (§ 23 Abs. 1 Z 3) 

Der Entfall des bisherigen § 23 Abs. 1 Z 3 lit. b erklärt sich 

daraus, daß die darin angeführten Leistungen der Hypothekar­

gläubiger nach § 8 des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes, BGBI. 

Nr. 130/1948, gemäß dem neuen Wohnbauförderungsgesetz 1984, 

BGBI.Nr. 482, ab 1. Jänner 1985 nicht mehr der Wohnbau förderung 

zufließen; dies deshalb, weil es sich um stark abnehmende und, 

gemessen am Förderungsvolumen, ganz geringfügige Beträge han­

delt. Damit kann der entsprechende Anteil dieser Leistungen 

auch bei den Fondsmitteln nicht mehr angeführt werden. 

Zu Art. I Z 32 (§ 27) 

Diese neue Bestimmung dient dem Zweck, eine allenfalls zweck­

mäßig erscheinende Förderung von bisher nicht förderungsfähigen 

Forschungsprojekten zu ermöglichen. Es handelt sich dabei um 

Auftragsforschung. In einem Jahr nicht ausgeschöpfte Mittel 

bleiben nicht für die Forschung gebunden. 

Zu Art. I Z 34 (§ 31) 

In Abs. 2 sind nunmehr auch die ausdrücklich als Förderungs­

werber zugelassenen Gemeindeverbände angeführt. 
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Durch die neue Abgabenbefreiungsbestimmung des Abs. 3 sollen 

Rechtsgeschäfte zur Beschaffung von Fondsmitteln im Hinblick 

auf ~ie Wichtigkeit und Vordringlichkeit der Aufgaben des Fonds 

begünstigt werden. 

Zu Art. I Z 35 (§ 33) 

Hier wird - da sich die Wiederverlautbarung des Wasserbauten­

förderungsgesetzes nicht auf die Übergangsbestimmungen früherer 

Novellen bezogen hat - jenes Übergangsrecht zusammengefaßt, das 

noch von Bedeutung ist. 

Zu Art. 11 

Artikel 11 enthält eine Sonderförderung zur Reinigung der Ab­

wässer von Betrieben der Papier- und Zellstoff industrie. Dies 

erscheint sachlich gerechtfertigt, da dieser Industriezweig ein 

Hauptverursacher der Verschmutzung der betroffenen Flüsse ist 

und daher aus Gründen des Umweltschutzes besondere Anreize für 

Reinigungsmaßnahmen geboten sind. 

Die Sonderförderung hat eine tatsächliche drastische Verminde­

rung der Schmutzfracht zur Voraussetzung, wobei eine Staffelung 

nach der Raschheit der Wirksamkeit vorgesehen ist. 

Zu Art. 111 

Abs. 1 ermöglicht für betriebliche Anlagen mit biologischer 

Reinigung die Möglichkeit, den Zinssatz nachträglich herabge­

setzt zu erhalten. 

Mit den Übergangsbestimmungen des Abs. 2 sollen insbesondere 

auch Fälle, in denen vor Wirksamkeitsbeginn der im Entwurf vor­

liegenden Novelle Stundungsansuchen gestellt, aber noch nicht 

erledigt wurden sowie Fälle, bei denen zu diesem Zeitpunkt ein 

Zahlungsrückstand gegenüber dem Fonds besteht, befriedigend ge­

löst werden. 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
Bundesministerium 

fUr Bauten und Technik 
Zl. 54.431/2-V/4/85 

Entwurf einer Novelle zum 
WASSERBAUTENFÖRDERUNGSGESETZ 

Gegenüberstellung 

Geltender Text: Neuer Text: 

S 1. (1) Im Interesse eines aus- Sl. (1) .•... 
geglichenen Wasserhaushaltes und 
der notwendigen Wasservorsorge 
sowie zur Gewährleistung einer 
ausreichenden Wasserversorgung 
und geordneten Abwasserbeseiti- •.• und geordneten Abwasserent-
gung, des notwendigen Schutzes sorgung 
gegen Wasserverheerungen, Lawi-
nen, Muren und Rutschungen und 
zur Erfüllung der Aufgaben der 
landeskulturellen Wasserwirt-
schaft können Bundes- oder Fonds-
mittel unter Beachtung dieser 
Ziele und nach Maßgabe dieses 
Bundesgesetzes für folgende Maß-
nahmen gewährt werden: 
1. Herstellungs-, Instandhal- 1. 

tungs- und Betriebsrnaßnahmen 
zwecks 

f) Schutz des ober- und unter­
irdischen Wassers vor Ver­
unreinigung, Ableitung und 
Behandlung der anfallenden 
Abwässer und Rückstände, 
allenfalls gemeinsam mit 
Abfallstoffen, einschließ­
lich der erforderlichen 
Vorflutbeschaffung. 

§ 2. Im Sinne dieses Bundesge­
setzes gelten . . . . . . . . . 

8. als örtliche Bauleitung ... 

f) Schutz des ober- und unter­
irdischen Wassers vor Ver­
unreinigung, Ableitung und 
Reinigung der anfallenden 
Abwässer und Behandlung der 
Rückstände aus Abwasserrei­
nigungsanlagen, allenfalls 
gemeinsam mit Abfallstof­
fen, einschließlich der er­
forderlichen Vorflutbe­
schaffung. 

8. als örtliche Bauaufsicht .. 
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12. als Abwasserbehandlungsan­
lagen Anlagen (Bauwerke und 
zugehörige Einrichtungen), 
die zur Verbesserung der 
Beschaffenheit oder zur 
Verminderung der Menge des 
Schmutz- und Niederschlags­
wassers zwecks Reinhaltung 
der Gewässer erforderlich 
sind; dazu gehören auch Be­
triebs- und Nebengebäude 
einschließlich der Erst­
und Mindestausstattung; 

13. als betriebliche Abwasser­
behandlungsanlagen Anlagen 
gemäß Z 12, die zur Behand­
lung des bei Erzeugungs­
oder Verarbeitungsprozessen 
in Betrieben anfallenden 
Schmutzwassers und der Be­
handlung oder Verwertung 
der bei der betrieblichen 
Schmutzwasserbehandlung an­
fallenden Stoffe dienen; 

14. als abwasserbezogene Maß­
nahmen innerbetrieblicher 
Art alle Maßnahmen, die die 
Verbesserung der Beschaf­
fenheit, die Verminderung 
des Anfalles von betriebli­
chem Abwasser oder die Be­
seitigung oder Verwertung 
der bei der Abwasserbehand­
lung anfallenden Stoffe be­
wirken; 

15. als Klärschlammbehandlungs­
anlagen Anlagen (Bauwerke 
und zugehörige Einrichtun­
gen), die zur Beseitigung 
oder Verwertung der bei der 
Abwasserbehandlung anfal­
lenden Stoffe oder deren 
gemeinsamer Behandlung mit 
Abfallstoffen dienen; dazu 
gehören auch Betriebs- und 
Nebengebäude einschließlich 
der Erst- und Mindestaus­
stattung; 

12. als Abwasserreinigungsan­
lagen ... 

13. als betriebliche Abwasser­
reinigungsanlagen Anlagen 
gemäß Z 12, die zur Reini­
gung des bei Erzeugungs­
oder Verarbeitungsprozessen 
in Betrieben anfallenden 
Abwassers und der Behand­
lung oder Verwertung der 
bei der betrieblichen Ab­
wasserreinigung anfallenden 
Stoffe dienen; 

14. als abwasserbezogene Maß­
nahmen innerbetrieblicher 
Art alle Maßnahmen, die die 
Verbesserung der Beschaf­
fenheit oder die Verminde­
rung des Anfalles von be­
trieblichem Abwasser bewir­
ken; 

15 ••••• 

die zur Beseitigung oder 
Verwertung der bei der 
Abwasserreinigung ... 
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§ 3. (1) Die Gewährung und Be­
reitstellung von Bundes- und 
Fondsmitteln ist davon abhängig, 
daß 

.s 3. (1) ••• 

3. die betreffenden Bauten 
oder Bauabschnitte, ausge­
nommen die hiefür erforder­
lichen Vorleistungen und 
ausgenommen der Wildbach­
und Lawinenverbauung mit 
einem Kostenerfordernis bis 
zu 750 000 8 erst nach Ein­
bringung des Antrages auf 
Gewährung von Bundes- oder 
Fondsmitteln beim zuständi­
gen Bundesministerium, nach 
Zustimmung des zuständigen 
Bundesministers zum Projekt 
oder zum 8ammelverzeichnis 
bei den unter Abs.6 genann­
ten Maßnahmen und nach Ab­
schluß der erforderlichen 
behördlichen Bewilligungs­
verfahren in Angriff genom­
men werden; 

5. bei umfangreichen Bauten 
und solchen, zu deren 
Durchführung die Koordinie­
rung mehrerer Auftragnehmer 
erforderlich ist, eine 
fachkundige, von den Auf­
tragnehmern unabhängige 
örtliche Bauleitung vom 
Bauherrn eingerichtet und 
bei Gewährung von Fondsmit­
teln auch auf seine Rech­
nung tätig wird; 

3. die betreffenden Bauten 
oder Bauabschnitte erst 
nach Einbringung des Antra­
ges auf Gewährung von Bun­
des- oder Fondsmitteln beim 
zuständigen Bundesministe­
rium, nach Zustimmung des 
zuständigen Bundesministers 
zum Projekt oder zum 8am­
melverzeichnis bei den un­
ter Abs.6 genannten Maßnah­
men und nach Abschluß der 
erforderlichen behördlichen 
Bewilligungsverfahren in 
Angriff genommen werden; 
hievon ausgenommen sind er­
forderliche Vorleistungen, 
80fortmaßnahmen der Wild­
bach- oder Lawinenverbauung 
mit einem Kostenerfordernis 
bis zu 750 000 8 sowie 80-
fortrnaßnahmen zur Wasser­
versorgung, die wegen eines 
außergewöhnlichen Notstan­
des oder auf Grund behörd­
lichen Auftrages gemäß 

5. 

§ 122 Wasserrechtsgesetz 
1959 erforderlich sind, so­
fern sie vor Beginn der 
über Vorleistungen hinaus­
gehenden Bauarbeiten dem 
Bundesministerium für Bau­
ten und Technik angezeigt 
wurden; 

•• örtliche Bauaufsicht ... 
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11. die Restfinanzierung 
gesichert ist. 

.11. die Restfinanzierung und 
die Finanzierung der Folge­
kosten gesichert ist; ist 
dies nicht gewährleistet, 
so kann bei Projekten von 
besonderer wasserwirt­
schaftlicher Bedeutung und 
Vordringlichkeit eine För­
derung aus Fondsmitteln 
dennoch gewährt werden, 
wenn § 18 voraussichtlich 
Anwendung finden kann. 

§ 3. (3) Die im Abs.1 Z 6 genann- § 3. (3) .... 
ten Vergaberichtlinien haben Be-
stimmungen zu enthalten über (unverändert) 

1. Vergabeart; 
2. Ausschreibung; 
3. Inhalt und Ausstattung der 

Angebote; 
4. Prüfung der Angebote; 
5. Grundsätze und Kriterien 

für die Zuschlagserteilung. 

§ 3. (6) Zur Erwirkung der Zu­
stimmung nach Abs.1 Z 3 genügt 
bei Instandhaltungs- und Be­
triebsmaßnahmen (§§ 8 und 27), 
bei Sofortmaßnahmen der Wildbach­
und Lawinenverbauung (§ 9) mit 
einern Kostenerfordernis unter 
750 000 S, bei Sofort- und örtli­
chen Uferschutz- und Regulie­
rungsmaßnahmen sowie bei Sanie­
rung von Rutschungen (§§ 6, 9 und 
10) mit einern Kostenerfordernis 
unter 1,5 Millionen Schilling so­
wie bei Meliorationen (§ 10) bis 
zu einer Fläche von 40 ha Ausmaß, 
für deren Kostentragung oder För­
derung der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft zustän­
dig ist, die Vorlage eines Sam­
melverzeichnisses der zuständigen 
Landes- oder Bundesdienststelle. 

6. abgestufte Maßnahmen für 
den Fall ihrer Nichteinhal­
tung, insbesondere die Kür­
zung der Fondshilfe. 

§ 3. (6) Zur Erwirkung der Zu­
stimmung nach Abs.1 Z 3 genügt 

1. bei Instandhaltungs- und 
Betriebsrnaßnahmen (§§ 8 und 
28), bei Sofortrnaßnahmen 
der Wildbach- und Lawinen­
verbauung (§ 9) mit einern 
Kostenerfordernis unter 
750 000 S, bei Sofort- und 
örtlichen Uferschutz- und 
Regulierungsmaßnahmen sowie 
bei Sanierung von Rutschun­
gen (§§ 6, 9 und 10) mit 
einern Kostenerfordernis un­
ter 1,5 Millionen Schilling 
sowie bei Meliorationen 
(§ 10) bis zu einer Fläche 
von 40 ha Ausmaß, für deren 
Kostentragung oder Förde­
rung der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft 
zuständig ist, 
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§ 4. (2) Bei jeder Gewährung von 
Bundes- und Fondsmitteln ist vor 
allem auf das öffentliche Inter­
esse, die technische Wirksamkeit 
der Maßnahme und die wirtschaft­
lichen Möglichkeiten des Antrag­
stellers Bedacht zu nehmen. Hie­
bei ist insbesondere die Art und 
das Ausmaß der voraussichtlichen 
Auswirkung der geplanten Maßnahme 
auf Wasserwirtschaft und Regio­
nalstruktur, der wirtschaftliche 
Anreiz und der zu erwartende Er­
folg maßgeblich. Bezüglich des 
öffentlichen Interesses an der 
geplanten Maßnahme oder der wirt­
schaftlichen Möglichkeiten des 
Antragstellers sind vor der Ge­
währung von Bundes- oder Fonds­
mitteln für private Maßnahmen ge­
mäß § 1 Abs.1 Z 1 mit Ausnahme 
der Fälle des § 3 Abs.6 Gutachten 
der berührten Gemeinden und Kam­
mern vorzulegen. 

§ 4. (4) Für das Ausmaß der zu 
gewährenden oder bereitzustellen­
den Bundes- oder Fondsmittel für 
Maßnahmen gemäß § 1 Abs.1 Z 1 
einschließlich der damit in un­
mittelbarem Zusammenhang stehen­
den Maßnahmen gemäß § 1 Abs.1 Z 2 
lit.c sowie Z 3 und 4 sind die 
§§ 5 bis 19 sowie 27 bis 29 maß­
gebend. Für das Ausmaß der zu ge­
währenden Bundes- und Fondsmittel 
für sonstige Maßnahmen gemäß § 1 
Abs.1 Z 2 und 3 sowie für Stau-

2. bei Anlagen zur Einzelwas­
serversorgung und Einzelab­
wasserentsorgung gemäß § 13 
Abs.1 mit einern Kostener­
fordernis unter 500 000 S 

die Vorlage eines Sammelverzeich­
nisses der zuständigen Landes­
oder Bundesdienststelle. 

§ 4. (2) Bei der Gewährung von 
Bundes- und Fondsmitteln sind un­
ter Bedachtnahme auf die Art und 
das Ausmaß der voraussichtlichen 
Auswirkung der geplanten Maßnahme 
auf Wasserwirtschaft und Regio­
nalstruktur, den wirtschaftlichen 
Anreiz und den zu erwartenden Er­
folg vor allem das öffentliche 
Interesse, die technische Wirk­
samkeit und die Wirtschaftlich­
keit der Maßnahme unter Einbezie­
hung der Folgekosten zu berück­
sichtigen. Zur Beurteilung des 
öffentlichen Interesses sind bei 
Gewährung von Bundes- oder Fonds­
mitteln für private Maßnahmen ge­
mäß § 1 Abs.1 Z 1, mit Ausnahme 
der Fälle des § 3 Abs.6, Stel­
lungnahmen der berührten Gemein­
den und Kammern vorzulegen. Zur 
Beurteilung der Wirtschaftlich­
keit der geplanten Maßnahme kann 
die Vorlage von Alternativprojek­
ten oder die Durchführung von 
Ideenwettbewerben verlangt wer­
den. 

§4. (4) •••• 

§§ 5 bis 19 sowie 28 bis 30 
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und Versuchsanlagen sind die 
§§ 25 und 26 maßgebend. Der zu­
ständige Bundesminister kann hie­
zu nähere Bestimmungen in Förde­
rungsrichtlinien erlassen, die im 
"Amtsblatt zur wiener Zeitung" 
kundzumachen sind. 

§ 7. (2) Für die Errichtung von 
Anlagen zum Schutz vor Donauhoch­
wasser kann ein Beitrag des Bun­
des bis zu 50 vH der anerkannten 
Kosten gewährt werden, wenn der 
Beitrag des Landes mit mindestens 
30 vH bemessen wird und der Bei­
trag der örtlichen Interessenten 
auf höchstens 20 vH beschränkt 
bleibt. Für die Instandhaltung 
gilt § 27 Abs.1. In diesen Fällen 
bleibt es dem Bund unbenommen, 
staatliche Bauleitungen einzu­
richten, welche dann als örtliche 
Bauleitung gemäß § 3 Abs.1 Z 5 
gelten. 

S 9. (3) Hinsichtlich der Ver­
pflichtung zur Instandhaltung von 
Maßnahmen der Wildbach- und Lawi­
nenverbauung ist § 27 Abs.4 anzu­
wenden. 

Wasserversorgung, Abwasserab­
leitung, Abwasserbehandlung und 

Klärschlammbehandlung 

S 12. (1) Für die Errichtung, Er­
weiterung oder Verbesserung öf­
fentlicher Wasserversorgungs-, 
Abwasserableitungs-, Abwasserbe­
handlungs- oder Klärschlammbe­
handlungsanlagen kann der Wasser­
wirtschaftsfonds (§ 21) den im 
Abs.4 genannten Förderungswerbern 
Darlehen bis zu 60 vH der Kosten 
gewähren. Das zulässige Ausmaß 
des Darlehens erhöht sich um 
10 vH der Kosten 

§ 7. (2) ••••• 

.•• Für die Instandhaltung gilt 
§ 28 Abs.1. In diesen Fällen 
bleibt es dem Bund unbenommen, 
staatliche Bauleitungen einzu­
richten, welche dann als örtliche 
Bauaufsicht gemäß § 3 Abs.1 Z 5 
gelten. 

§ 9. (3) ••• 

••• § 28 Abs.4 anzuwenden. 

Wasserversorgung, Abwasserab­
leitung, Abwasserreinigung und 

Klärschlammbehandlung 

§ 12. (1) Für die Errichtung, Er­
weiterung oder Verbesserung öf­
fentlicher Wasserversorgungs-, 
Abwasserableitungs-, Abwasserrei­
nigungs- oder Klärschlammbehand­
lungsanlagen kann der Wasserwirt­
schaftsfonds (§ 21) Darlehen in 
folgendem Ausmaß gewähren: 
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1. fUr die im Abs.5 Z 1 bis 6 
angeführten 11e, sofern 

en zufolge 
a) ve tnismäßig langer 

lu- oder Ab:eitung, 
b) besonders ungUnstiger 

Bodenverh§ltnisse 
(SChWIID~S2ndf Moorboden, 

c) ;.c 

sonderen A~smaßes, 
d) mehrs ~fiaer oder einer 

in der Reinigungswirkung 
zumindest gleichwertigen 

sse:-~~"- oder Klär-
S ct\ __ a.T'1_~'f.b(01-: c\r;d 1 ~.ng oder 

e) mehn;'~:')EiCi(::r Rohwasser­
a~fbereituna einen weit 
aber ~e~ ~urc~schnitt 
:iegenden Kostenaufwand 
erfor~ern, sowie 

2. fUr reai0na'e oder liberre­
g iOl1ah; An ~_C'_qel1. 

(2) Bei regionalen oder Gber­
regionalen Wctsserversorgungslei­
tungen oder Abwasserableitungen 
kann nach endgUltiger Feststel­
lung des FörderiJngsausmaßes (§ 30 
Abs.4) für die Errichtung ver­
häJ. t~ü smäßig J.arlg er ode;:: zufolge 
besonders ungGns~~ger Sodenver­
hältnisse Gberdu~ c~nittlich 
kostenaufwend er Verbindungs­
oder Ableitungen an die Stelle 
eines Teiles tes ~arlehens gemäß 
Abs.1 dann ein nicht-rGckzahlba-

schaft: sfones ':::, zu '0 vB. der Ko-
sten dieser An!ageteil~ treten, 
wenn sonst die E~richtung der ge­
planten regionalen ~der Uberre­
giona1en Anlage dem F5rderungs­
werber wirtschaftlich nicht zu­
mutbar w~re. D~ese Voraussetzung 
gilt jedenfalls als gegeben, wenn 
die sich aus dem Anschluß an die 
regionale oder überregionale An­
lage ergebende finanzielle Bela­
stung den vom Bundesminister fGr 

1. fGr Abwasserreinigungsanla­
gen nach einern biologischen 
oder einern in der Reini­
gungswirkung zumindest 
gleichwertigen Verfahren 
sowie fGr Klärschlammbe­
handlungsanlagen bis zu . 
80 vH der Kosten; 

2. fGr regionale Anlagen bis 
zu 70 vH der Kosten; 

3. fGr sonstige Anlagen bis zu 
60 vH der Kosten. 

(entfällt, vgl. aber § 18) 
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Bauten und Technik nach Anhörung 
der Wasserwirtschaftsfondskommis­
sion (§ 21 Abs.3) je nach Art der 
Anlage festzusetzenden bundesein­
heitlichen Grenzwert (§ 18 Abs.l 
und 2) übersteigt. Die nicht­
rückzahlbaren Beiträge können bis 
zur Gesamthöhe der dem Wasser­
wirtschaftsfonds auf Grund des 
jeweiligen Bundesfinanzgesetzes 
zufließenden Mittel (§ 23 Abs.1 
Z 1) gewährt werden. 

(3) Können während der Bauzeit 
anfallende Baukosten weder aus 
Eigenmitteln noch aus öffentli­
chen Mitteln gedeckt werden, oder 
würde durch die Aufnahme sonsti­
ger Fremdmittel eine unzumutbare 
finanzielle Belastung entstehen, 
so kann der Wasserwirtschafts­
fonds frühestens ein Jahr nach 
Baubeginn zur Zwischenfinanzie­
rung Darlehen bis 10 vH der Ko­
sten gewähren. Diese Darlehen 
dürfen bis zur Gesamthöhe der dem 
Wasserwirtschaftsfonds auf Grund 
des jeweiligen Bundesfinanzge­
setzes und der nach Maßgabe des 
§ 7 Abs.2 Z 2 lit.b des Finanz­
ausgleichsgesetzes 1985, BGBl. 
Nr. 544/1984, zufließenden Mittel 
(§ 23 Abs.l Z 1) gewährt werden. 

(4) Darlehen gemäß Abs.l und 3 
sowie Beiträge gemäß Abs.2 können 
gewährt werden 

1. Gemeinden, 
2. sofern eine Gebietskörper­

schaft die Haftung für die 
Rückzahlung und Verzinsung 
übernimmt oder sonst eine 
geeigente Sicherstellung 
besteht 
a) Wassergenossenschaften 

(§§ 73 ff. des Wasser­
rechtsgesetzes 1959), 

c) sonstigen Unternehmen 
zur Wasserversorgung, 
Abwasserableitung, Ab­
wasserbehandlung oder 
Klärschlammbehandlung, 
an denen Gebietskörper-

(entfällt) 

(2) Können während der Bauzeit 
anfallende Baukosten vorüberge­
hend weder aus Eigenmitteln noch 
aus öffentlichen Mitteln gedeckt 
werden oder würde durch die Auf­
nahme sonstiger Fremdmittel eine, 
gemessen an der jeweiligen Fi­
nanzkraft, unzumutbare finanziel­
le Belastung entstehen, so kann 
der Wasserwirtschafts fonds frühe­
stens ein Jahr nach Baubeginn zur 
Zwischenfinanzierung Darlehen bis 
zu 10 vH der der Zusicherung zu­
grunde gelegten Kosten gewähren. 
Diese Darlehen dürfen bis zur Ge­
samthöhe der jeweils gemäß § 23 
Abs.1 Z 1 zufließenden Mittel ge­
währt werden. 

(3) Darlehen gemäß Abs.l und 2 
können gewährt werden 

1. Gemeinden sowie Gemeinde­
verbänden, deren überwie­
gende Aufgabe die Errich­
tung und der Betrieb von 
Anlagen nach Abs.l bildet, 

2. sofern eine Gebietskörper­
schaft die Haftung für die 
Rückzahlung und Verzinsung 
übernimmt oder sonst eine 
geeignete Sicherstellung 
besteht, 
a) Wassergenossenschaften 

(§§ 73 ff. Wasserrechts­
gesetz 1959), 

b) Wasserverbänden (§§ 87 
ff. Wasserrechtsgesetz 
1959), 
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schaften zu mehr als der 
Hälfte beteiligt sind 
oder die durch Bundes­
oder Landesgesetz er­
richtet worden sind. 

(5) Bei der Vergabe der Mittel 
ist vorzUglieh auf regionale und 
überregionale Anlagen und die an 
diese angeschlossenen Anlagen so­
wie auf solche Anlagen Bedacht zu 
nehmen, 

1. die zur Sicherung einer 
ausreichenden Wasserversor­
gung in besonders wasserar­
men Gebieten errichtet wer­
deni 

2. die im Bereich von stark 
verunreinigten Gewässern 
oder in Gebieten mit beson­
ders schutzwürdigen Wasser­
vorkommen errichtet werden 
und der Verbesserung der 
Wasserbeschaffenheit des 
Vorfluters und dem Schutz 
von Wasservorkommen über­
örtlicher Bedeutung dienen; 

3. die vorn Bundesminister fUr 
Land- und Forstwirtschaft 
gemäß § 100 Abs.2 des Was­
serrechtsgesetzes 1959 zu 
bevorzugten Wasserbauten 
erklärt worden sind; 

4. deren Errichtung wegen zwi­
schenstaatlicher Verpflich­
tungen vordringlich ist; 

5. deren Verlauf sich mit der 
Trasse einer im Bau befind­
lichen Bundes- oder Landes­
straße deckt oder deren Er­
richtung im Zusammenhang 
mit dem Bau einer Bundes­
oder Landesstraße erforder­
lich ist; 

c) sonstigen Unternehmen 
zur Wasserversorgung, 
Abwasserableitung, Ab­
wasserreinigung oder 
Klärschlammbehandlung, 
an denen Gebietskörper­
schaften zu mehr als der 
Hälfte beteiligt sind 
oder die durch Bundes­
oder Landesgesetz er­
richtet worden sind. 

(4) Bei der Vergabe der Mittel 
ist besonders auf solche Anlagen 
Bedacht zu nehmen, 

1. die zur Sicherung einer 
ausreichenden Wasserversor­
gung in besonders wasserar­
men Gebieten errichtet wer­
den; 

2. die im Bereich von stark 
verunreinigten Gewässern 
oder in Gebieten mit beson­
ders schutzwürdigen Wasser­
vorkommen errichtet werden 
und der Verbesserung der 
Wasserbeschaffenheit des 
Vorfluters und dem Schutz 
von Wasservorkommen über­
örtlicher Bedeutung dienen; 

3. die vorn Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft 
gemäß § 100 Abs.2 Wasser­
rechtsgesetz 1959 zu bevor­
zugten Wasserbauten erklärt 
worden sind; 

4. deren Errichtung wegen zwi­
schenstaatlicher Verpflich­
tungen vordringlich ist; 

5. deren Leitungen sich mit 
der Trasse einer im Bau be­
findlichen Bundes- oder 
Landesstraße decken oder 
deren Errichtung im Zusam­
menhang mit dem Bau einer 
Bundes- oder Landesstraße 
erforderlich ist; 
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6. deren Errichtung oder Er­
weiterung zur Abwendung ei­
nes unmittelbar drohenden 
Notstandes oder zur Besei­
tigung der Folgen eines 
Notstandes - unbeschadet 
des § 29 - erforderlich 
ist. 

Einzelwasserversorgung und 
Einzelabwasserbeseitigunq 

S 13. (1) Für die Wasserversor­
gung sowie für die Ableitung und 
Behandlung der Abwässer von Bau­
ernhöfen und Einzelansiedlungen 
land- und forstwirtschaftlicher 
Dienstnehmer, von Schutzhütten 
und Jugendherbergen sowie von Er­
holungs- und Genesungsheimen kann 
der Wasserwirtschaftsfonds bis 
zur Gesamthöhe der ihm auf Grund 
des jeweiligen Bundesfinanzgeset­
zes zufließenden Mittel (§ 23 
Abs.1 Z 1) einen nicht-rückzahl­
baren Beitrag bis 40 vH der Ko­
sten gewähren, wenn sich diese 
Objekte in Streulage befinden und 
aus Landesmitteln mindestens ein 
gleich hoher nicht-rückzahlbarer 
Beitrag zur Verfügung gestellt 
wird. 

(2) Für die Wasserversorgung 
sowie für die Ableitung und Be­
handlung der Abwässer von Betrie­
ben des Gastgewerbes im Bergland 
- ausgenommen Schutzhütten 
(Abs.l) - und von Bergstationen 
von Seilbahnanlagen zur Personen­
beförderung kann der Wasserwirt­
schaftsfonds Darlehen bis zu 
40 vH der Kosten gewähren, wenn 

6. deren Errichtung oder Er­
weiterung zur Abwendung ei­
nes unmittelbar drohenden 
Notstandes oder zur Besei­
tigung der Folgen eines 
Notstandes erforderlich 
ist. 

Einzelwasserversorgung und 
EinzelabwasserentsorQung 

S 13. (1) Für die Errichtung, Er­
weiterung oder Verbesserung von 
Wasserversorgungs-, Abwasserab­
leitungs- oder Abwasserreini­
gungsanlagen von Bauernhöfen und 
Wohngebäuden land- und forstwirt­
schaftlicher Dienstnehmer, von 
Schutzhütten und Jugendherbergen 
sowie von Erholungs- und Gene­
sungsheimen kann der Wasserwirt­
schaftsfonds bis zur Gesamthöhe 
der ihm jeweils gemäß § 23 Abs.l 
Z 1 zufließenden Mittel einen 
nicht-rückzahlbaren Beitrag bis 
zu 40 vH der Kosten gewähren, 
wenn sich diese Objekte in Streu­
lage befinden und aus Landesmit­
teln ein mindestens gleich hoher 
nicht-rückzahlbarer Beitrag zur 
Verfügung gestellt wird. Unter 
diesen Voraussetzungen kann die 
Förderung auch Objekte erfassen, 
zu deren Versorgung oder Entsor­
gung eine Wassergenossenschaft 
gebildet worden ist. Die Förde­
rung kann auch für den Anschluß 
bestehender Objekte an eine Was­
serversorgungsanlage gewährt wer­
den. 

(2) Für die Errichtung, Erwei­
terung oder Verbesserung von Was­
serversorgungs-, Abwasserablei­
tungs- oder Abwasserreinigungsan­
lagen von Betrieben des Gastge­
werbes im Bergland - ausgenommen 
Schutzhütten - und von Bergsta­
tionen von Seilbahnanlagen zur 
Personenbeförderung kann der Was­
serwirtschaftsfonds Darlehen bis 
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sich diese Objekte in Streulage 
befinden und aus Landesmitteln 
ein Darlehen oder ein Beitrag in 
mindestens halber Höhe des Fonds­
darlehens gewährt wird. Das 
Fondsdarlehen ist in geeigneter 
Weise sicherzustellen. 

(3) Als in Streulage befind­
lich gelten ein oder zwei Objek­
te, deren Entfernung vom nächsten 
geschlossenen Siedlungsgebiet 
oder von der nächsten Anschluß­
möglichkeit an eine bereits be­
stehende oder geplante Wasserver­
sorgungs- oder Abwasserablei­
tungsanlage mehr als 1 000 m be­
trägt. 

Betriebliche Abwassermaßnahmen 

S 14. (1) Zur Errichtung, Erwei­
terung oder Verbesserung betrieb­
licher Abwasser- oder Klär­
schlammbehandlungsanlagen sowie 
für abwasser bezogene Maßnahmen 
innerbetrieblicher Art kann der 
Wasserwirtschaftsfonds den zur 
Einleitung der Abwässer in ein 
Gewässer oder in eine öffentliche 
Abwasserableitungsanlage Berech­
tigten Darlehen gewähren wenn 

1. die Behörde dem Berechtig­
ten die Errichtung oder Er­
weiterung einer Abwasserbe­
handlungsanlage im Sinne 
der §§ 32 und 33 des Was­
serrechtsgesetzes 1959 be­
willigt oder vorschreibt, 

2. das öffentliche Kanalisa­
tionsunternehmen die Ein­
leitung der Abwässer von 
einer Vorreinigung abhängig 
macht oder 

3. es sich um Anlagen zur 
vOllständigen Beseitigung 
der Abwässer oder anfallen­
der Stoffe handelt 

zu 40 vH der Kosten gewähren, 
wenn sich diese Objekte in Streu­
lage befinden. Das Fondsdarlehen 
ist in geeigneter Weise sicherzu­
stellen. 

(3) Als in Streulage befind­
lich gelten ein bis vier Objekte, 
wenn sie vom nächsten geschlosse­
nen Siedlungsgebiet oder von der 
nächsten Anschlußmöglichkeit an 
eine bereits bestehende oder ge­
plante Wasserversorgungsanlage 
oder Abwasserableitungsanlage un­
ter Zugrundelegung der kürzesten 
möglichen Leitungstrasse mehr als 
1 000 m entfernt sind. 

Betriebliche Abwasserrnaßnahmen 

§ 14. (1) Zur Errichtung, Erwei­
terung oder Verbesserung betrieb­
licher Abwasserreinigungs- oder 
Klärschlammbehandlungsanlagen so­
wie zur Vornahme abwasserbezoge­
ner Maßnahmen innerbetrieblicher 
Art kann der Wasserwirtschafts­
fonds unter Beachtung des § 12 
Abs.4 den zur Einleitung der Ab­
wässer in ein Gewässer 00pr in 
eine öffentJ ich,' AbwasscrahJ (' i­
tungsanlage Berechtigten Darlehen 
gewähren, wenn 

1. die Behörde dem Berechtig­
ten die Errichtung oder Er­
weiterung einer Abwasser­
reinigungsanlage im Sinne 
der §§ 32 und 33 des Was­
serrechtsgesetzes 1959 be­
willigt oder vorschreibt, 

2. das öffentliche Kanalisa­
tionsunternehmen die Ein­
leitung der Abwässer von 
einer Vorreinigung abhängig 
macht oder 

3. es sich um Anlagen zur 
vollständigen Beseitigung 
der Abwässer oder anfallen­
der Stoffe handelt. 
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und die Errichtung oder Erweite­
rung der Anlage dem Berechtigten 
nur bei Gewährung eines Fondsdar­
lehens zumutbar ist. § 12 Abs.5 
ist sinngemäß anzuwenden. Die 
Darlehen können bis zur Gesamt­
höhe der dem Wasserwirtschafts­
fonds auf Grund des jeweiligen 
Bundesfinanzgesetzes zufließenden 
Mittel (§ 23 Abs.l Z 1) sowie der 
Rückzahlungen und der Zinsen aus 
den für diesen Zweck gewährten 
Darlehen (§ 23 Abs.1 Z 5 und 6) 
gewährt werden. Weiters können 
Darlehen aus Mitteln von Anlei­
hen, Darlehen und sonstigen Kre­
diten (§ 23 Abs.1 Z 7) gewährt 
werden, die für diesen Zweck auf­
genommen wurden. 

(2) Das Darlehen darf 50 vH 
der Kosten nicht übersteigen. Das 
zulässige Ausmaß des Darlehens 
erhöht sich um 10 vH der Kosten, 
wenn der Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft bestätigt, 
daß die vorgesehene Behandlung 
der Abwässer zur Abwendung eines 
Notstandes oder zur Beseitigung 
der Folgen eines solchen - unbe­
schadet des § 29 - oder zum 
Schutz öffentlicher Interessen, 
insbesondere der Volksgesundheit, 
der Volkswirtschaft oder zwi­
schenstaatlicher Belange, dring­
lich ist. 

(3) Darlehen gemäß Abs.1 sind 
nach Anhörung des Bundesministers 
für Finanzen in geeigneter Weise 
sicherzustellen. 

Nähere Förderungsbestimmungen 

(2) Das Darlehen darf 
1. bei Abwasserreinigungs­

anlagen mit einem 
biologischen oder in der 
Reinigungswirkung 
zumindest gleichwertigen 
Verfahren und bei 
Klärschlammbehandlungsan­
lagen 80 vH der Kosten, 

2. bei sonstigen Anlagen 
oder Maßnahmen 60 vH der 
Kosten 

nicht übersteigen. Das Darlehen 
ist nach Anhörung des Bundesmini­
sters für Finanzen in geeigneter 
Weise sicherzustellen. 

S 15. (1) Zur Instandhaltung und § 15. (1) ..• 
zum Betrieb der in den §§ 2, 13 
und 14 genannten Anlagen dürfen 
Fondsmittel nicht gewährt werden. 
Eine Förderung ist ferner ausge-
schlossen, wenn der beabsichtigte (unverändert) 
Zweck eines Vorhabens durch An-
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schluß an eine bestehende oder 
geplante regionale Anlage oder 
durch Zusammenschluß mit anderen 
Vorhaben besser erreicht werden 
kann, sofern dies dem Förderungs­
werber wirtschaftlich und tech­
nisch zumutbar ist. 

(2) Mindestens zwei Drittel 
der jährlich dem Wasserwirt­
schaftsfonds zur Verfügung ste­
henden Mittel sollen für die Ge­
währung von Darlehen zur Errich­
tung und Erweiterung von Abwas­
serableitungs- und Abwasserbe­
handlungsanlagen im Sinne der 
§§ 12 und 14 verwendet werden, 
soweit hiefür Anträge vorliegen. 

(3) Die Zustimmung zum Projekt 
gemäß § 3 Abs.1 Z 3 gilt als er­
teilt, wenn sie nicht innerhalb 
von zwölf Wochen nach Einbringung 
des Förderungsantrages beim Was­
serwirtschaftsfonds schriftlich 
versagt wird. Kann ein vor Ein­
bringung des Antrages auf Gewäh­
rung von Fondsmitteln begonnener 
Bau mangels finanzieller Bedek­
kung nicht fortgesetzt werden, so 
ist bei Vorliegen der übrigen 
Voraussetzungen eine Förderung 
für die nach dem Zeitpunkt der 
Einbringung des Antrages herge­
stellten Teile der Anlage zuläs­
sig. 

Zusicherung und Zuzählung 

S 16. (1) Vor Erledigung der An­
träge auf Gewährung eines Darle­
hens (§§ 12 Abs.l, 13 Abs.2 und 
14) oder eines nicht-rückzahlba­
ren Beitrages (§§ 12 Abs.2, 13 
Abs.1 und 18 Abs.4) ist mit der 
im § 21 Abs.5 getroffenen Ausnah­
me die Wasserwirtschaftskommis­
sion anzuhören. Im Falle der Er­
ledigung im Sinne des Antrages 
hat der Wasserwirtschaftsfonds, 
bei Vorhaben nach § 13 Abs.1 zur 

(unverändert) 

(entfällt) 

(2) Die Zustimmung ••• 

(unverändert) 

§ 16. (1) Vor Erledigung der An­
träge auf Gewährung von Fondshil­
fe ist mit den in § 21 Abs.6 ge­
troffenen Ausnahmen die Wasser­
wirtschaftsfondskommission anzu­
hören. Im Falle der Erledigung im 
Sinne des Antrages hat der Was­
serwirtschaftsfonds, bei Vorhaben 
nach § 13 Abs.1, welche Bauernhö­
fe und Wohngebäude land- und 
forstwirtschaftlicher Dienstneh­
mer betreffen, im Einvernehmen 
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Wasserversorgung von Bauernhöfen 
Einzelsiedlungen land- und forst­
wirtschaftlicher Dienstnehmer im 
Einvernehmen mit dem Bundesmini­
ster für Land- und Forstwirt­
schaft, bei Vorhaben nach § 14 im 
Einvernehmen mit dem Bundesmini­
ster für Handel, Gewerbe und In­
dustrie, dem Antragsteller eine 
schriftliche Zusicherung zu er­
teilen. Mit der schriftlichen Zu­
sicherung erwirbt der Förderungs­
werber einen Rechtsanspruch auf 
die Förderung. In der Zusicherung 
kann vereinbart werden, daß För­
derungsbeträge an einen Auftrag­
nehmer des Förderungsnehmers zu­
gezählt werden dürfen, wenn die­
ser trotz wiederholter Mahnung 
seinen begründeten Zahlungsver­
pflichtungen aus dem Auftragsver­
hältnis nicht nachkommt. 

§ 17. (1) Die gemäß den §§ 12 
Abs.l und 13 Abs.2 gewährten Dar­
lehen sind jährlich mit minde­
stens 1 vH und höchstens 3 vB des 
jeweils aushaftenden Kapitals zu 
verzinsen und in Annuitäten zu­
rückzuzahlen; dabei darf die Zahl 
der gleichbleibenden Halbjahres­
beträge 60 nicht übersteigen. 
Darlehen gemäß § 12 für die Er­
richtung, Erweiterung oder Ver­
besserung regionaler oder übere­
gionaler Anlagen zur Reinhaltung 
von Seen in deren näherem Ein­
zugs- oder Abflußgebiet, das sind 
Abwasserbehandlungsanlagen (zen­
trale Kläranlagen) mit mehrstufi­
ger oder in der Wirkung zumindest 
gleichwertiger Reinigung, Ufer­
sammler, Seedruckleitungen, Hebe­
anlagen (Pumpwerke) sowie Verbin­
dungsleitungen zwischen diesen 
Anlagen und den Ortskanalnetzen 
oder den Vorflutern, sind jedoch 
in höchstens 100 gleichbleibenden 
Halbjahresbeträgen zurückzuzah­
len. Die gemäß § 14 gewährten 
Darlehen sind jährlich mit 3 vH 

mit dem Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft, bei Vorhaben 
nach § 14 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie, dem Antragsteller 
eine schriftliche Zusicherung zu 
erteilen. Mit dieser erwirbt der 
Förderungswerber einen Rechts­
anspruch auf die Förderung. 

§ 17. (1) Die Darlehen sind jähr­
lich vom jeweils aushaftenden Ka­
pital zu verzinsen und - ausgenom­
men Darlehen gemäß § 12 Abs.2 - in 
Annuitäten zurückzuzahlen. Es gel­
ten im einzelnen folgende Zins­
sätze und Laufzeiten: 

1. bei Darlehen gemäß § 12 
Abs.1 und § 13 Abs.2 minde­
stens 1 vH und höchstens 
3 vH beziehungsweise höch­
stens 60 Halbjahresbeträgei 

2. bei Darlehen gemäß § 12 
Abs.1 für regionale Anlagen 
zur Reinhaltung von Seen in 
deren näherem Einzugs- oder 
Abflußgebiet mindestens 1 vH 
und höchstens 3 vH bezie­
hungsweise höchstens 100 
Halbjahresbeträgei 

3. bei Darlehen gemäß § 14 
Abs.2 Z 1 mindestens 1 vH 
und höchstens 3 vH, gemäß 
§ 14 Abs.2 Z 2 3 vH bezie­
hungsweise jeweils höchstens 
40 Halbjahresbeträgei 

4. bei Darlehen gemäß § 12 
Abs.2 3 vH beziehungsweise 
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zu verzinsen und in Annuitäten 
zurUckzuzahlen; die Zahl der 
gleichbleibenden Halbjahresbeträ­
ge hat höchstens 40 zu betragen. 
Die gemäß § 12 Abs.3 gewährten 
Darlehen sind jährlich mit 3 vH 
zu verzinsen und spätestens zwölf 
Monate nach Vollendung der Anlage 
(Abs.2) zurUckzuzahlen. Die Til­
gungsdauer der Darlehen nach 
§ 12, 13 Abs.2 und § 14 ist so zu 
bemessen, daß sie die voraus­
sichtliche Bestanddauer der Anla­
ge nicht übersteigt; die näheren 
Regelungen werden vorn Bundesmini­
ster f0r Bauten und Technik nach 
Anhörung der Wasserwirtschafts­
fondskommission (§ 21 Abs.3) ge­
troffen. 

§ 17. (4) Von nicht rechtzeitig 
entrichteten Annuitäten sind für 
die Dauer des Verzuges Verzugs­
zinsen in der Höhe von 2 vH über 
dem Eckzinssatz ge~äß § 20 des 
Kreditwesengesetzes, BGBl.Nr. 63/ 
1979, pro Jahr zu leisten, sofern 
nicht Stundung vereinbart wurde. 

Stundung und Umwandlung von 
Darlehen 

§ 18 (1) Im Falle von Abwasserab­
leitungs-, Abwasserbehandlungs­
oder Klärschlammbehandlungsanla­
gen oder von Wasserversorgungsan­
lagen einschließlich der ange­
schlossenen Anlagen kann der Was­
serwirtschaftsfonds nach endgül­
tiger Feststellung des Förde­
rungsausmaßes (§ 30 Abs.4) einen 
Teil der fälligen Annuitäten ohne 

eine vollständige RUckzah­
lung spätestens 12 Monate 
nach Vollendung der Anlage 
(Abs.2). 

§ 17. (4) Von nicht rechtzeitig 
entrichteten Annuitäten sind für 
die Dauer des Verzugs Zinsen in 
der Höhe von 7 vH pro Jahr zu 
leisten, sofern nicht Stundung 
vereinbart wurde. 

(5) Der Wasserwirtschaftfonds 
darf die RUckzahlung von Darlehen 
nur aus triftigen Gründen und un­
ter Anrechnung zusätzlicher Zinsen 
in halber Höhe der Verzugszinsen 
gemäß Abs.4 bis zum Höchstbetrag 
von vier Annuitäten auf höchstens 
fünf Jahre stunden. 

Nicht-rückzahlbare Beiträge 

§ 18. (1) Nach endgültiger Fest­
stellung des Förderungsausmaßes 
und der Funktionsfähigkeit der An­
lage kann in den Fällen des § 3 
Abs.l Z 11 sowie bei unvorherseh­
baren Steigerungen der Bau- oder 
Folgekosten an Stelle von höch­
stens 30 vH eines Darlehens nach 
§ 12 Abs.1 ein nicht-rückzahlbarer 
Beitrag des Wasserwirtschaftsfonds 
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Anrechnung zusätzlicher Zinsen 
für einen solchen Zeitraum stun­
den, wie es notwendig ist, um die 
sich aus der Herstellung der An­
lage ergebende finanzielle Bela­
stung unter Bedachtnahme auf ei­
nen vom Bundesminister für Bauten 
und Technik nach Anhörung der 
Wasserwirtschaftskommission (§ 21 
Abs.3) für die betreffende Anla­
geart festzusetzenden bundesein­
heitlichen Grenzwert auf ein zu­
mutbares Ausmaß zu senken. Die 
finanzielle Belastung gilt als 
nicht mehr zumutbar, wenn sowohl 
der Vergleichswert, der bei der 
Anwendung eines vom Bundesmini­
ster für Bauten und Technik nach 
Anhörung der Wasserwirtschafts­
fondskommission nach bundesein­
heitlichen Richtlinien festzuset­
zenden Schemas einer Aufwands­
rechnung ermittelt wird, als auch 
der Vergleichswert, der sich nach 
Maßgabe der eingehenden Benüt­
zungsgebühren zuzüglich der zur 
Deckung des Jahresaufwandes ge­
währten Zuschüsse von Gebietskör­
perschaften ergibt, den für die 
Anlageart festgesetzten bundes­
einheitlichen Grenzwert über­
schreitet. Der gestundete Betrag 
darf den tatsächlichen Gebarungs­
abgang nicht überschreiten. 

(2) Die Grenzwerte gemäß Abs.1 
sind unter Bedachtnahme auf die 
im Bundesdurchschnitt sich erge­
benden finanziellen Belastungs­
werte bei den entsprechenden vom 
Wasserwirtschaftsfonds geförder­
ten Anlagen festzusetzen. Die 
Bindung der Grenzwerte an die 
Entwicklung eines von der Wasser­
wirtschaftsfondskommisslon fest­
zusetzenden Index ist zUlässig. 

(3) Jedoch darf auch bei einer 
Stundung gemäß Abs.1 die Anzahl 
der halbjährlichen Rückzahlungs­
raten bei Darlehen für Maßnahmen 
gemäß § 14 60, bei Darlehen für 

treten, wenn das Land einen Bei­
trag in der Höhe von mindestens 
15 vH der Kosten gewährt oder ge­
währt hat und eine wirtschaftliche 
Überprüfung ergeben hat, daß 

1. Anschluß- und Benützungsge­
bühren in einem zumutbaren 
Ausmaß eingehoben werden, 

2. die mit der Anlage verbunde­
nen Ausgaben für den Be­
trieb, die Instandhaltung 
und die Rückzahlung von Dar­
lehen, welche für die Er­
richtung der Anlage aufge­
nommen wurden, den Grenzwert 
gemäß Abs.2 übersteigen und 
mit den erzielten Einnahmen 
nicht abgedeckt werden kön­
nen, 

3. bei Beurteilung des Projekts 
zumindest ein Alternativpro­
jekt überprüft wurde und 

4. eine sorgfältige Projekter­
stellung und einwandfreie 
Bauabwicklung vorlagen. 

(2) Der Grenzwert gemäß Abs.1 
ist vom Bundesminister für Bauten 
und Technik nach Anhörung der Was­
serwirtschaftsfondskommission 
(§ 21 Abs.3) unter Bedachtnahme 
auf die sich im Bundesdurchschnitt 
bei vom Wasserwirtschaftsfonds ge­
förderten Anlagen ergebenden fi­
nanziellen Belastungen festzuset­
zen. Die Bindung des Grenzwertes 
an die Entwicklung eines Index ist 
zulässig. 

(3) Die Förderungsrichtlinien 
gemäß § 4 Abs.4 haben jedenfalls 
Bestimmungen zu enthalten über: 

1. die Berechnung der finan­
ziellen Belastung gemäß 

153/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)46 von 54

www.parlament.gv.at



- 17 -

regionale Seenreinhaltemaßnahmen 
100 und im übrigen 80 nicht über­
schreiten. 

(4) Konnte eine Überschreitung 
des jeweiligen Grenzwertes (Abs. 
2) auch durch eine längerfristige 
Stundung gemäß Abs.1 nicht ver­
mieden werden, so kann zum Stun­
dungsende an die Stelle eines 
Teiles des gemäß § 12 Abs.l ge­
währten Darlehens ein nicht-rück­
zahlbarer Beitrag des Wasserwirt­
schaftsfonds treten. Die nicht­
rückzahlbaren Beiträge können bis 
zur Gesamthöhe der dem Wasser­
wirtschaftsfonds auf Grund des 
jeweiligen Bundesfinanzgesetzes 
zufließenden Mittel (§ 23 Abs.1 
Z 1) gewährt werden. 

(5) Im übrigen darf der Was­
serwirtschaftsfonds dem Antrag 
auf Stundung der Rückzahlung nur 
aus triftigen Gründen und unter 
Anrechnung zusätzlichger Zinsen 
in halber Höhe der Verzugszinsen 
(§ 17 Abs.4) für höchstens vier 
Annuitäten zustimmen. 

Kündigung von Darlehen 

S 19. Der Wasserwirtschaftsfonds 
hat das Darlehen unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von minde­
stens sechs Monaten zu kündigen, 
wenn das Darlehen erschlichen 
oder einer zweckwidrigen Verwen-

Abs.2 unter Zugrundelegung 
einer einheitlichen schema­
tisierten Aufwandsrechnung; 

2. die Berechnung des Anteils 
an der finanziellen Bela­
stung gemäß Abs.2 bei Ver­
bandsangehörigen; 

3. die Ermittlung zumutbarer 
Anschlußgebühren durch Fest­
legung eines Hundertsatzes 
der Kosten; 

4. die Ermittlung zumutbarer 
Benützungsgebühren unter Zu­
grundelegung des Grenzwertes 
nach Abs.2. 

(4) Der Gewährung eines nicht­
rückzahlbaren Beitrages kann zum 
Zwecke der Ermittlung seiner Vor­
aussetzungen oder seiner Höhe eine 
Stundung von Darlehensteilen auch 
über einen Zeitraum von fünf Jah­
ren hinaus ohne Anrechnung von 
Stundungszinsen vorangehen. 

(siehe § 17 Abs.5) 

Kündigung und Rückforderung 
von Fondshilfe 

§ 19. (1) Der Wasserwirtschafts­
fonds hat im Förderungsvertrag 
vorzusehen, daß das Darlehen unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von mindestens sechs Monaten ganz 
oder teilweise gekündigt oder der 
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dung zugeführt wurde, wenn der 
Darlehensnehmer nach schriftli­
cher Mahnung trotz Gewährung 
einer angemessenen Frist mit mehr 
als drei Halbjahresbeträgen in 
Rückstand kommt oder sonstige Be­
stimmungen des Darlehensvertrages 
verletzt. Der Wasserwirtschafts­
fonds hat die nicht-rückzahlbaren 
Beiträge (§§ 12 Abs.2 und 13 
Abs.1) zurückzufordern, wenn sie 
erschlichen oder einer zweckwi­
drigen Verwendung zugeführt wur­
den. Wurden Förderungsmittel er­
schlichen oder zweckwidrig ver­
wendet, so sind die zurückzuzah­
lenden Beträge für die Zeit von 
der Auszahlung bis zur Rückzah­
lung mit 3 vH über dem jeweiligen 
Diskontsatz pro Jahr zu verzin­
sen. 

§ 20. (1) Den Anträgen auf Gewäh­
rung von Förderungsmitteln gemäß 
den §§ 12, 13 Abs.2 und 14 sind 
alle zur Beurteilung und Überprü­
fung des Bauvorhabens erforderli­
chen Unterlagen anzuschließen, 
insbesondere das dem Antrag zu­
grunde liegende Projekt, die für 
dieses Projekt notwendigen was­
serrechtlichen Bewilligungsbe­
scheide, ein Verzeichnis der zur 
Förderung beantragten Teile der 
Anlage, ein Bauzeitplan, eine ge­
gliederte Darstellung (Kostenbe­
rechnung) der zur Ausführung des 
Baues notwendigen Gesamtkosten, 
ein Nachweis über die Kreditwür­
digkeit und der Finanzierungs­
plan. 

nicht-rückzahlbare Beitrag zurück­
gefordert wird, wenn das Darlehen 
oder der Beitrag erschlichen wur­
de, der Förderungszweck durch Ver­
letzung von Bedingungen und Aufla­
gen des Förderungsvertrages we­
sentlich gefährdet wird oder der 
Darlehensnehmer trotz mehrfacher 
Mahnung seiner Zahlungspflicht 
nicht nachkommt. 

(2) Werden Förderungsmittel zu­
rückgefordert, so sind sie für die 
Zeit von der Auszahlung bis zur 
Rückzahlung mit 3 vH über dem je­
weiligen Diskontsatz pro Jahr zu 
verzinsen. 

§ 20. (1) Den Anträgen ••• 

(unverändert) 

••• Finanzierungsplan. 
Auf Verlangen des Wasserwirt­
schaftsfonds ist den Anträgen auf 
Förderung von Abwasserreinigungs­
oder Klärschlammbehandlungsanlagen 
ein Sanie~u~gsplan anzuschlieSen. 
der die zeitliche Abfolge der be­
absichtigten Sanierungsschritte 
und den angestebten Reinigungsgrad 
enthält. 
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§ 20. (4) Ausfertigungen, die 
mittels automationsunterstützter 
Datenverarbeitungsanlagen 
hergestellt werden, bedürfen 
weder einer Unterschrift noch 
einer Beglaubigung. Hievon sind 
schriftliche Zusicherungen (§ 16) 
und Endabrechnungen (§ 30) 
ausgenommen. 

Wasserwirtschaftsfonds 

§ 21. (1) Zur Förderung der Er­
richtung und Erweiterung von Was­
serversorgungs-, Abwasserablei­
tungs- und Abwasserbehandlungsan­
lagen gemäß den §§ 12, 13 und 14 
wird ein Wasserwirtschaftsfonds, 
in der Folge Fonds genannt, ge­
schaffen. 

(2) Der Fonds besitzt Rechts­
persönlichkeit und hat seinen 
Sitz in Wien. Er wird vom Bundes­
ministerium für Bauten und Tech­
nik vertreten. Für den aus der 
Besorgung der Fondsgeschäfte sich 
ergebenden Aufwand hat der Fonds 
aufzukommen. 

(3) Beim Bundesministerium für 
Bauten und Technik wird eine Kom­
mission (Wasserwirtschaftsfonds­
kommission) zur Begutachtung der 
vom Bundesminister für Bauten und 
Technik auf Grund dieses Bundes­
gesetzes zu erlassenden Richtli­
nien und der Anträge auf Gewäh­
rung von Darlehen und Beiträgen 
(§§ 12, 13 und 14) in technischer 
und wirtschaftlicher Hinsicht so­
wie zur Beratung des Bundesmini­
sters für Bauten und Technik in 
Angelegenheiten des Fonds von 
grundsätzlicher Bedeutung einge­
richtet. 

§ 20. (4) Ausfertigungen, die mit­
tels automationsunterstützter Da­
tenverarbeitungsanlagen herge­
stellt werden, bedürfen weder ei­
ner Unterschrift noch einer Be­
glaubigung. Hievon sind Endabrech­
nungen (§ 31) ausgenommen. 

§ 21. (1) Zur Förderung .•• 

(unverändert) 

(2) ••• 

.•. aufzukommen. 
Den erforderlichen Sachaufwand 
kann er unmittelbar aus Fondsmit­
teln bestreiten. 

(3) Beim Bundesministerium für 
Bauten und Technik wird eine Kom­
mission (Wasserwirtschaftsfonds­
kommission) zur Begutachtung der 
vom Bundesminister für Bauten und 
Technik auf Grund dieses Bundesge­
setzes zu erlassenden Richtlinien, 
der vom Fonds erstellten Investi­
tions- und Bauprogramme und der 
Anträge auf Gewährung von Fonds­
hilfe sowie zur Beratung des Bun­
desministers für Bauten und Tech­
nik in Angelegenheiten des Fonds 
von grundsätZliCher Bedeutung ein~ 
gerichtet. 
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(4) Die Kommission besteht aus 
elf Mitgliedern, die von der Bun­
desregierung auf Antrag des Bun­
desministers für Bauten und Tech­
nik nach dem Stärkeverhältnis der 
im Nationalrat vertretenen poli­
tischen Parteien und nach deren 
Anhörung für die Dauer der Ge­
setzgebungsperiode mit der Maßga­
be bestellt werden, daß auf jede 
im Hauptausschuß des Nationalra­
tes vertretene politische Partei 
zumindest ein Mitglied entfällt 
und für die Ermittlung, wieviele 
der übrigen Mitglieder auf jede 
im Nationalrat vertretene politi­
sche Partei entfallen, die Be­
stimmungen der Nationalratswahl­
ordnung 1971, BGBI.Nr. 391/1970, 
über die 3erechnung der Mandate 
im zweiten Ermittlungsverfahren 
sinngemäß anzuwenden sind. Für 
jedes Mitglied ist auf gleiche 
Weise ein Ersatzmitglied zu be­
stellen, welches das Mitglied 
oder ein anderes Mitglied seiner 
Partei bei dessen Verhinderung 
vertritt. Die Mitgliedschaft in 
der Kommission ist ein unbesolde­
tes Ehrenamt. 

(5) Die Kommission wählt aus 
ihrer Mitte mit Stimmenmehrheit 
den Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter. Die Einberufung 
der Kommission zur konstituieren­
den Sitzung obliegt dem Bundes­
minister für Bauten und Technik; 
die übrigen Sitzungen der Kommis­
sion werden vom Vorsitzenden, bei 
dessen Verhinderung von seinem 
Stellvertreter, einberufen. Auf 
Verlangen des Bundesministers für 
Bauten und Technik oder auf Ver­
langen von mindestens drei Kom­
missionsmitgliedern ist eine Sit­
zung innerhalb von 14 Tagen ein­
zuberufen. Tritt die Kommission 
nicht zusammen oder kommt ein Be­
schluß nicht zustande oder er­
weist sich, daß zur Abwendung ei­
nes Notstandes oder zur Beseiti-

(unverändert) 

(siehe Abs.G) 
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gung der Folgen eines solchen -
unbeschadet des § 29 - die Gewäh­
rung von Fondshilfe geboten ist, 
kann der Bundesminister für Bau­
ten und Technik auch die der Kom­
mission zur Begutachtung vor be­
haltenen Angelegenheiten gegen 
nachträgliche Vorlage an die Kom­
mission selbständig erledigen. 
Anträge auf Abänderung bereits 
begutachteter Vorhaben sind der 
Kommission nur dann zur Begutach­
tung vorzulegen, wenn der Antrag 
eine wesentliche und umfangreiche 
Abänderuna des Vorhabens zum In­
halt hat oder eine ßrh5hung der 
Kosten um mehr als 10 vB erwarten 
läßt. 

(6) Beschlüsse der Kommission 
können nur gefaßt werden, wenn 
alle Mitglieder eingeladen sind. 
Die Kommission entscheidet mit 
Stimmenmehrheit. Das Nähere wird 
in einer Geschäftsordnung gere­
gelt, die von der Kommission be­
schlossen wird. Jedoch ist in 

(6) Der Bundesminister für Bau­
ten und Technik kann der Kommis­
sion zur Begutachtung vorbehaltene 
Angelegenheiten gegen nachträgli­
che Vorlage an die Kommission er­
ledigen, wenn 
1. die Kommission trotz ordnungs­

gemäßer Einberufung nicht zu­
sammentritt, 

2. die Gewährung von Fondshilfe 
der Abwendung eines Notstandes 
oder der Beseitigung der FOlgen 
eines solchen dient oder 

3. es sich um Anträge auf Gewäh­
rung von Darlehen gemäß § 12 
Abs.2 handelt. 

Anträge auf Abänderung bereits be­
gutachteter Vorhaben sind der Kom­
mission nur dann zur Begutachtung 
vorzulegen, wenn der Antrag eine 
wesentliche oder umfangreiche Ab­
änderung des Vorhabens zum Inhalt 
hat oder eine Erhöhung der Kosten 
um mehr als 15 vH erwarten läßt. 

(7) Beschlüsse 

(unverändert) 
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dringenden Fällen oder in Angele­
genheiten geringerer Bedeutung 
die Beschlußfassung der Kommis­
sion in der Form zulässig, daß 
ein vom Fonds formulierter Be­
sChlußantrag bei den Mitgliedern 
der Kommission zur schriftlichen 
Beisetzung ihres Votums in Umlauf 
gesetzt wird. 

§ 23. (1) nie Mittel des Fonds 
werden aufgebracht: 

3. aus einem Anteil von 
10,5 vH 
a) der Eingänge aus dem 

Wohnbauf~rderungsbeitrag 
nach dem Bundesgesetz 
Uber die Einhebung eines 
Wohnbauf~rderungsbeitra­
ges, BGBl.Nr. 13/1952~ 

b) der Leistungen der Hypo­
thekargläubiger nach § 8 
des Wohnhaus-Wiederauf­
baugesetzes, BGBl. 
Nr. 130/1948; 

(unverändert) 

§ 23. (1) 

3. aus einem Anteil von 10,5 vH 
der Eingänge aus dem Wohn­
bauf~rderungsbeitrag nach 
dem Bundesgesetz über die 
Einhebung eines Wohnbauf~r­
derungsbeitrages, BGB1. 
Nr. 13/1952; 

Forschung 

S 27. Forschungsvorhaben, die 
1. den in § 1 Abs.l Z 1 lit. e 

und f angeführten Zwecken 
dienen und 

2. nicht gemäß den §§ 25 und 26 
aus Fonäsmitteln gefördert 
werden können und die 

3. vom Fonds veranlaßt wurden, 

können ganz oder teilweise aus 
Fondsmitteln bestritten werden. 
Hiefür dürfen jährlich höchstens 
20 Millionen Schilling verwendet 
werden. Aus diesen Mitteln können 
auch Beträge für Zwecke der 
Dokumentation und Information be­
reitgestellt werden. 
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§ 30. (3) Der Förderungsnehmer 
hat die von ihm geprüfte Abrech­
nung des fertiggestellten Vorha­
bens innerhalb Jahresfrist nach 
Fertigstellung mit den zur Beur­
teilung und Kollaudierung erfor­
derlichen Unterlagen, insbeson­
dere dem Abrechnungsbericht und 
den maßstab- und lagegerechten 
Ausführungsplänen in übersicht­
licher Form dem zuständigen 
Bundesminister vorzulegen. Legt 
der Förderungsnehmer die Abrech­
nung nicht fristgerecht vor, so 
kann deren ersatzweise Erstellung 
auf Kosten des Förderungsnehmers 
einern befugten Ziviltechniker 
übertragen werden. 

(4) Nach Vorliegen der Abrech­
nung ist vorn Bundesminister die 
Kollaudierung und endgültige 
Feststellung des Förderungsaus­
maßes zu veranlassen. 

Abgabenbefreiungen 

§ 31. (1) Rechtsgeschäfte und 
Rechtshandlungen, Schriften und 
Amtshandlungen, die zur Durch­
führung von aus Bundesmitteln 
oder Mitteln des Wasserwirt­
schaftsfonds geförderten Unter­
nehmen der im § 1 bezeichneten 
Art oder zur Einbringung der in 
diesem Bundesgesetz vorgesehenen 
Beiträge unmittelbar erforderlich 
sind, sind von den Stempel- und 
Rechtsgebühren, der Grunderwerb­
steuer und der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer befreit. 

(2) Die Befreiung nach Abs.1 
ist auch dann gegeben, wenn Ge­
bietskörperschaften, Wassergenos­
senschaften oder Wasserverbände 
sowie sonstige Wasserversorgungs­
und Kanalisationsunternehmen im 
Sinne des § 12 Abs.4 Wasserbauten 
der im § 1 bezeichneten Art ohne 
Beihilfe aus Bundesmitteln oder 
Mitteln des Wasserwirtschafts­
fonds durchführen. 

§ 31. (3) Der Förderungsnehmer hat 
die von ihm geprüfte Abrechnung 
des fertiggestellten Vorhabens 
innerhalb Jahresfrist nach Fertig­
stellung mit den zur Beurteilung 
und Kollaudierung erforderlichen 
Unterlagen, insbesondere dem Ab­
rechnungsbericht und den maßstab­
und lagegerechten Ausführungs­
plänen in übersichtlicher Form 
vorzulegen. Legt •.• 

•.• werden. 

(4) Nach Vorliegen der Bauvoll­
endungsmeldung, spätestens jedoch 
nach Vorliegen der Abrechnung ist 
die Kollaudierung und endgültige 
Feststellung des Förderungsausmaßes 
zu veranlassen. 

§ 32. (1) Rechtsgeschäfte 

(unverändert) 
... befreit. 

(2) Die Befreiung nach Abs.1 
ist auch dann gegeben, wenn Ge­
bietskörperschaften, Gemeindever­
bände, Wassergenossenschaften, 
Wasserverbände sowie sonstige Was­
serversorgungs- und Kanalisations­
unternehmen im Sinne des § 12 
Abs.3 Wasserbauten der im § 1 be­
zeichneten Art ohne Förderung aus 
Bundes- oder Fondsmitteln durch­
führen. 
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(3) Darlehens- und Kreditver­
träge, die der Fonds zur Finanzie­
rung der ihm nach bundesgesetz­
lichen Vorschriften obliegenden 
Aufgaben abschließt, sind von den 
Stempel- und Rechtsgebühren be­
freit. 
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